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A. Auftrag

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat sich mit der Bitte um eine Darstellung der Rechts-
grundlagen und Zustandigkeiten fiir Planungs- und Genehmigungsverfahren zum Ausbau erneu-
erbarer Energien an den Wissenschaftlichen Dienst gewandt. Zur Begriindung fiihrt sie im We-
sentlichen aus, der Ausbau von erneuerbaren Energien gewinne angesichts der
Klimakatastrophe eine immer groBere und drangendere Bedeutung. Aktuell seien zahlreiche
Ebenen in den Ausbau involviert. So seien beispielsweise Ortsgemeinden fiir die Bebauungspla-
nung, Verbandsgemeinden fiir die Flachennutzungsplanung und Landkreise fiir die Erteilung von
Baugenehmigungen zustandig. Auch seien Kammern, Verbande, Trager offentlicher Belange so-
wie die Biirgerinnen und Biirger in die Verfahren eingebunden. Samtliche Ebenen handelten in
einem bundesgesetzlichen Rahmen.

Die auftraggebende Fraktion begehrt von daher eine Aufbereitung folgender Fragen:

1. Aufwelchen Rechtsgrundlagen bauen die Planungs- und Genehmigungsverfahren im Be-
reich des Ausbaus der erneuerbaren Energien auf?

2.  Wie sehen die Zustandigkeiten der verschiedenen Planungsebenen (vom Bund bis zur
Ortsgemeinde) aus bzw. welche Zustandigkeiten sind auf den rechtlichen Grundlagen
grundsatzlich moglich bei den Planungs- und Genehmigungsverfahren beim Ausbau der
erneuerbaren Energien?

Bitte aufschlisseln differenziert nach:

— Gebaude-Photovoltaik
— Freiflachen-Photovoltaik
— Windkraftanlagen

— Biogasanlagen

—  Flusswarmekraftwerke

In seiner Funktion als Beratungs-, Gutachter- und Gesetzgebungsdienst des Landtags Rheinland-Pfalz erstellt der Wissen-
schaftliche Dienst Gutachten, die fir den parlamentarischen Gebrauch bestimmt sind. Die Werke des Wissenschaftlichen
Dienstes sind urheberrechtlich geschutzt. Die - auch auszugsweise - Verwertung ist nur unter Angabe der Quelle zulassig.
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B. Stellungnahme

Frage 1: Rechtsgrundlagen fiir Planungs- und Genehmigungsverfahren
im Bereich des Ausbaus erneuerbarer Energien

Der Ausbau von Vorhaben zur Nutzung erneuerbarer Energien, wie Windenergie- oder Solaran-
lagen, beriihrt diverse Bereiche des Umweltrechts. Das Umweltrecht ist als Fach- und Quer-
schnittsrecht’ nicht in einem umfassenden ,Umweltgesetzbuch“? kodifiziert, sondern liber die
gesamte Rechtsordnung verteilt.? Fiir die Planung und Genehmigung von Anlagen fiir erneuer-
bare Energien sind insbesondere das Raumordnungsrecht, das Baurecht, das Immissionsschutz-
recht, das Naturschutz- und Landschaftspflegerecht, das Gewasserschutzrecht und das Umwel-
tenergierecht von Bedeutung. Meist sind insoweit bundesrechtliche Regelungen einschlagig, da
dem Bund gemaR Art. 72 Abs. 1 i.v.m. Art. 74 Abs. 1 Nr. 18, 24, 29, 31 und 32 Grundgesetz (GG)
auf den Gebieten des Bodenrechts, der Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung und Larmbekampfung,
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Raumordnung und des Wasserhaushalts eine
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zukommt. Gleiches gilt nach Art. 72 Abs. 1 und 2, 74
Abs. 1 Nr. 11 GG auch fiir das Gebiet der (Energie-)Wirtschaft, wenn und soweit eine bundesge-
setzliche Regelung zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder zur
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich ist.
Die vom Bund erlassenen Gesetze sind allerdings stets zusammen mit etwaigen landesrechtli-
chen Vorschriften zu lesen. Den Landern verbleibt auf den Gebieten der konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz nach Art. 72 Abs. 1 GG namlich die Befugnis, (erganzende) Regelungen
zu treffen, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszustandigkeit nicht Gebrauch
gemacht hat. In den Bereichen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Raumordnung
und des Wasserhaushalts diirfen die Lander nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 2, 4 und 5 GG auch abwei-
chende Regelungen erlassen. In diesem Fall findet das jeweils spatere Bundes- oder Landesge-
setz Anwendung.*

' Zum Umweltfachrecht gehoren alle umweltspezifischen Regelwerke, die vorrangig dem Umweltschutz
als solches zu dienen bestimmt sind (sog. Umweltrecht im engeren Sinne), wie etwa das
Immissionsschutzrecht, das Naturschutz- und Landschaftspflegerecht, das Gewasserschutzrecht und
das Umweltenergierecht. Als Querschnittsmaterie umfasst das Umweltrecht alle Rechtsvorschriften,
die zwar primdr andere Regelungsziele verfolgen, jedoch umweltrelevante Vorgaben enthalten (sog.
Umweltrecht im weiteren Sinne), wie beispielweise das Raumordnungsrecht und das Baurecht. Zum
Ganzen: Ramsauer, in: Koch/Hofmann/Reese, Handbuch Umweltrecht, 5. Aufl. 2018, § 3 Rn. 8 f;
Kahl/Gdrditz, Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 4.

2 Vorhaben zur Schaffung eines Umweltgesetzbuches, wie zuletzt der Referentenentwurf vom
04.12.2008 des damaligen Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(abrufbar unter https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-fuer-das-umweltgesetzbuch-vor-
anhoerung-mai-2008, zuletzt abgerufen am 10.06.2024), scheiterten bislang, vgl. Kahl/Gdrditz,
Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 4.

3 Kahl/Gdrditz, Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 4; Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht,

3. Aufl. 2020, § 1 Rn. 22.
*  Kahl/Gdrditz, Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 3 Rn. 50.



https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-fuer-das-umweltgesetzbuch-vor-anhoerung-mai-2008
https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-fuer-das-umweltgesetzbuch-vor-anhoerung-mai-2008
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Die gesetzlichen Regelungen fiir den Ausbau erneuerbarer Energien erfahren derzeit mit Blick
auf die Energiewende fortlaufend Anderungen. Ubergeordnetes Ziel ist es, den Anstieg der glo-
balen Durchschnittstemperatur in Einklang mit dem Pariser Klimaschutziibereinkommen auf
deutlich unter 2 Grad Celsius und moglichst auf 1,5 Grad Celsius gegeniiber dem vorindustriel-
len Niveau zu begrenzen. Die hieran ankniipfenden Klimaschutzziele der Europaischen Union®
und des Bundes®, vor allem die Herstellung einer Treibhausgasneutralitat bis zum Jahr 2045
(vgl. § 3 Abs. 2 Satz 1 Bundes-Klimaschutzgesetz - KSG), lassen sich nur mit einer Transforma-
tion des noch liberwiegend auf fossilen Energietragern beruhenden Energiesystems hin zu einer
auf ausschlieBlich erneuerbaren Energietragern basierenden Energieversorgung erreichen.” Der
Ausbau erneuerbarer Energien wird daher mit zahlreichen europaischen und nationalen Rege-
lungen gefordert, beispielsweise mit der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EERL)8, der EU-Not-
fallverordnung (NotfallvO)® und dem Gesetz fiir den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuer-
bare-Energien-Gesetz - EEG 2023). Dabei steht im Bund aktuell die Stromversorgung im Fokus.
Der Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch im Bun-
desgebiet soll auf mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert werden (vgl. § 1 Abs. 2
EEG 2023). Hierzu hat der Bund Ausbauziele fiir Windenergie-, Solar- und Biomasseanlagen in
Form zeitlich gestaffelter Ausbaupfade festgelegt (vgl. § 4 EEG 2023). Bislang konzentrierte sich
der Bund auf den Ausbau der Windenergie. Weitere umfassende Gesetzesanderungen zur Be-
schleunigung des Ausbaus anderer Arten erneuerbarer Energien, wie etwa der Solarenergie, ste-
hen noch aus, diirften aber im Hinblick auf die derzeit anstehende Umsetzung der jlingsten No-
velle der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED 1) kurzfristig zu erwarten sein.™

Dies vorausgeschickt sollen im Folgenden die derzeitigen rechtlichen Grundlagen fiir die Pla-
nung (hierzu 1) und Genehmigung (hierzu I1) von Anlagen fiir erneuerbare Energien erlautert wer-
den. Wahrend mit den Planungsverfahren die grundlegenden Weichen fiir die Standortfrage be-
stimmter Anlagetypen gestellt werden, wird in den jeweiligen Genehmigungsverfahren geklart,
ob die Errichtung und der Betrieb einer Anlage im Einzelfall zulassig ist."? Eine Hybridstellung

5 Vgl. Art. 2 Abs. 1, 4 Abs. 1 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 30.06.2021 zur Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitat und zur
Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,Europaisches Klimagesetz*),
ABL. 2021 L 243, 1.

5 Vgl. §§ 3, 3a KSG.

7 Vgl. Schlacke/Wentzien/R6mling, Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer
Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?, NVvwZ 2022, 1577 (1577).

¢ Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11.12.2018 zur Férderung
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABL. 2001 L 328, 82; 2020 L 311, 11; 2022 L 41,
37), zuletzt gedndert durch Art. 1 RL (EU) 2023/2413 vom 18.10.2023 (ABL 2023 L 2023, 2413).

°®  Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22.12.2022 zur Festlegung eines Rahmens fiir einen
beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien, ABL. 2002 L 335, 36.

" Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18.10.2023 zur Anderung
der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im
Hinblick auf die Forderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie
(EU) 2015/652 des Rates, ABL. 2023 L 2023, 2413.

" Die Vorgaben der RED Il sind bis zum 21.05.2025, teilweise (Art. 15e, Art. 16, Art. 16b ff. EERL) bereits
bis zum 01.07.2024 umzusetzen, vgl. Art. 5 Abs. 1 und 2 RED III.

2 Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 2.
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nehmen insoweit die Planfeststellungsverfahren ein, mit denen bestimmte raumbedeutsame
Vorhaben sowohl geplant als auch genehmigt werden. Sie sind strukturell dem Bereich der Pla-
nung zuzuordnen,® sollen aufgrund ihres konkreten Vorhabenbezugs nachfolgend indes zum
besseren Verstandnis im Rahmen der Genehmigungsverfahren abgehandelt werden.

I. Planung von Anlagen fiir erneuerbare Energien

Die Planungsverfahren im Bereich des Ausbaus der erneuerbaren Energien dienen im Wesentli-
chen der generellen Standortplanung, also der Bestimmung derjenigen Flachen, auf denen die
Errichtung und der Betrieb von Anlagen fiir erneuerbare Energien regelmaRig zulassig sein sol-
len. Bei der Standortplanung ist zu beriicksichtigen, dass Anlagen fiir erneuerbare Energien viel-
fach Nutzungskonflikte auslosen.™ Das Interesse, zur Verwirklichung der Klimaziele moglichst
viel Flache fiir den Ausbau erneuerbarer Energien bereitzuhalten, konkurriert dabei zumeist mit
entgegenlaufigen Belangen der benachbarten Wohnnutzung und des besonderen Artenschut-
zes. Die friihzeitige Harmonisierung und Koordinierung der mitunter gegenlaufigen Nutzungs-
anspriiche ist Aufgabe der raumbezogenen Gesamtplanung (hierzu 1),” die zur Beschleunigung
des Ausbaus erneuerbarer Energien zunehmend von Vorgaben aus dem Bereich des Umwelte-
nergierechts flankiert wird (hierzu 2).

1. Raumbezogene Gesamtplanung

Die Planung von Anlagen flir erneuerbare Energien setzt auf der Ebene der raumbezogenen Ge-
samtplanung an. Die raumbezogene Gesamtplanung befasst sich mit der zusammenfassenden
fachiibergreifenden™ strukturellen Entwicklung und Gestaltung eines Gebiets.” Sie erfolgt
iberdrtlich durch die im Raumordnungsgesetz (ROG) und im Landesplanungsgesetz (LPIG) ge-
regelte Raumordnung™ (hierzu a) und ortlich durch die im Baugesetzbuch (BauGB) verankerte
Bauleitplanung (hierzu b). Herzstiick sowohl der Raumordnungs- als auch der Bauleitplanung
bildet das rechtsstaatliche Gebot der gerechten Abwagung aller von der Planung beriihrten of-
fentlichen und privaten Belange (hierzu c).

3 Vgl. Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht, 3. Aufl. 2020, § 4 Rn. 13

™ Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 173.

> Hiervon zu unterscheiden ist die raumbezogene Fachplanung. Diese dient der Raumgestaltung unter
einem bestimmten sachlichen Gesichtspunkt. Insoweit wird zwischen der umweltspezifischen und der
umweltrelevanten Fachplanung differenziert. Mit der umweltspezifischen Fachplanung wird ein
bestimmtes, sektoral begrenztes spezifisches Umweltziel verfolgt, wie beispielsweise mit der
Landschaftsplanung nach §§ 6 ff. BNatSchG oder den Luftreinhalte- und Aktionsplanen nach § 47
BImSchG. Bei der umweltrelevanten Fachplanung steht die Planung und Zulassung eines bestimmten
Vorhabens, meist im Wege eines Planfeststellungsverfahrens, im Mittelpunkt. Zum Ganzen: Kloepfer,
Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 10 Rn. 2 ff.

' Kiimper, in Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, A. Einleitung Rn. 1.

7 Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 10 Rn. 2.

® Im Konfliktfall gehen die Bestimmungen des ROG als zeitlich spateres Gesetz vor, vgl. Kment, in:
Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, B. Gesetzgebungskompetenz Rn. 33 ff,; s.a. Baumler, in:
PdK RhPf F-2, Losebl. (Stand April 2021), § 6 LPIG Anm. 2.
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a. Raumordnung

Aufgabe der Raumordnung ist es, den Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seiner
Teilraume durch Raumordnungsplane, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Ab-
stimmung raumbedeutsamer Planungen und MaRBnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu si-
chern (vgl. § 1 Abs. 1 ROG). Die Raumordnung trifft ausschlieBlich liberortliche Festlegungen zu
raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen.” Unter den Begriff der raumbedeutsamen Pla-
nungen und MaRnahmen fallen nur solche Planungen, Vorhaben und sonstige MaRnahmen,
durch die Raum in Anspruch genommen oder die raumliche Entwicklung oder Funktion eines
Gebiets beeinflusst wird (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG). Erforderlich ist, dass die MaBnahme eine
uber das Gebiet einer Gemeinde hinausgehende raumliche Wirkung zeitigt.?° Auch die Errichtung
und der Betrieb von Anlagen fiir erneuerbare Energien konnen raumbedeutsame Vorhaben dar-
stellen, die einen uberortlichen Planungsbedarf begriinden. Dies gilt gerade fiir die zur Errei-
chung der Ausbauziele notigen GroRRprojekte, wie Wind- und Solarparks.

aa. Raumordnungsplane der Lander als zentrales Planungsinstrument

Zentrales raumordnungsrechtliches Instrument zur Planung der Standorte von raumbedeutsa-
men Vorhaben zur Nutzung erneuerbarer Energien bildet die Aufstellung von Raumordnungs-
planen. In den Raumordnungsplanen sind fiir einen bestimmten Planungsraum und einen re-
gelmaRig mittelfristigen Zeitraum von etwa zehn Jahren Festlegungen zur Entwicklung, Ordnung
und Sicherung des Raums, vor allem zu den Nutzungen und Funktionen des Raums, zu treffen
(vgl. 8 7 Abs. 1 Satz 1, Abs. 8 ROG). Die Festlegungen konnen als verbindliche Ziele oder als un-
verbindliche Grundsatze der Raumordnung ausgestaltet werden (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 1
ROG). In den Raumordnungsplanen sind, soweit erforderlich, die gesetzlich in § 2 Abs. 2 ROG
niedergelegten Grundsatze der Raumordnung zu konkretisieren (vgl. § 2 Abs. 1 ROG). Danach ist
der Raum insbesondere auch in seiner Bedeutung fiir die Funktionsfahigkeit der Boden, des
Wasserhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas einschlieBlich der jeweiligen
Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, moglich und angemes-
sen, wiederherzustellen. Hierzu ist den raumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl
durch MaBnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tragen. Dabei sind die raumlichen Voraus-
setzungen flir den Ausbau der erneuerbaren Energien, fiir eine sparsame Energienutzung sowie
fir den Erhalt und die Entwicklung natiirlicher Senken fiir klimaschadliche Stoffe und fiir die
Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1, 10 und 11 ROG).

Die Standortplanung von Anlagen fiir erneuerbare Energien erfolgt weit liberwiegend durch
Raumordnungsplane der Lander, in denen die zu sichernden Standorte fiir Energieanlagen fest-
zulegen sind (vgl. § 13 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b ROG).?' Denn die Befugnisse des Bundes zur

¥ Vgl. BVerfG, Rechtsgutachten v. 16.06.1954 — 1 PBvV 2/52 -, BVerfGE 3, 407 (425 ff.).
2 Kiimper, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 122.
21 ygl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 203 f.
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Regelung von Standortfragen fiir Energieanlagen in Bundesraumordnungsplanen sind deutlich
begrenzt. Verbindliche Festlegungen kann der Bund lediglich fiir die AusschlieRliche Wirt-
schaftszone (AWZ) treffen, etwa zur Planung der Offshore-Windenergieanlagen (vgl. § 17 Abs. 1
ROG).2 Im Ubrigen kann er allenfalls liber die ihm eingeraumte - bislang noch nicht ge-
brauchte - Befugnis zum Erlass eines Grundsatzeplans versuchen, die Standortwahl zu beein-
flussen (vgl. § 17 Abs. 3 ROG). Mit einem solchen konnen allerdings nur einzelne Grundsatze der
Raumordnung spezifiziert werden, die bei nachfolgenden Abwagungs- und Ermessensentschei-
dungen uber raumbedeutsame Vorhaben zu beriicksichtigen sind. Verbindliche Vorgaben kon-
nen hierin nicht festgeschrieben werden.?

bb. Arten von Raumordnungsplanen

Das Landesplanungsrecht kennt zwei Arten von Raumordnungsplanen: Das Landesentwick-
lungsprogramm und die regionalen Raumordnungsplane (vgl. § 13 Abs.1 Satz1 ROG,
§ 5 Satz 1 LPLG).

Bei dem Landesentwicklungsprogramm handelt es sich um einen Raumordnungsplan fiir das
gesamte Landesgebiet (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG). In ihm werden die Ziele und Grundsatze
der Landesplanung landesweit festgelegt. Es enthalt Darstellungen zu samtlichen fiir eine nach-
haltige Raumentwicklung landesplanerisch wesentlichen Elementen. Dies schlieft als Min-
destinhalt Festlegungen zu der Raum- und Siedlungsstruktur und zu den das ganze Land und
seine Teilraume beriihrenden raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen unter anderem
des Bundes und des Landes ein (vgl. § 7 Abs. 1 LPIG). Teil des Landesentwicklungsprogramms
ist auch das Landschaftsprogramm (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 1 Gesetz iiber Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - i.V.m. § 5 Abs. 1 Landesnaturschutzge-
setz - LNatSchG -). Das Landesentwicklungsprogramm wird federfiihrend durch das Ministerium
des Innern und fiir Sport (Mdl) als oberste Landesplanungsbehdrde erarbeitet (vgl. § 8 Abs. 1
Satz 1 LPIG). Es wird von der Landesregierung im Benehmen mit dem Innenausschuss des Land-
tags beschlossen und durch eine Rechtsverordnung der Landesregierung fiir verbindlich erklart
(§ 8 Abs. 1 Satz 5 und 7 LPIG). Aktuell gilt das durch die Landesverordnung liber das Landesent-
wicklungsprogramm vom 14. Oktober 20082 fiir verbindlich erklarte und fortlaufend, zuletzt mit
der durch Landesverordnung vom 18. Januar 2023 eingefiihrten Vierten Teilfortschreibungen
zum Ausbau Erneuerbarer Energien, fortgeschriebene Landesentwicklungsprogramm IV

2 ygl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 193.

% ygl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 194;
Raschke, Privilegierter Féderalismus - Landeroffnungsklausel im BauGB?, NVwZ 2014, 414 (417);
Jarass/Schnittker/Milstein, Schwerpunktbereich - Einfiihrung in das Raumordnungs- und
Landesplanungsrecht, JuS 2011, 215 (218).

% GVBL. 2008 S. 285.

% GVBL 2023 S. 4.
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(LEP IV).2° Derzeit wird ein Entwurf fiir ein neues Landesentwicklungsprogramm (LEP 5) erarbei-
tet.”

Das Landesentwicklungsprogramm wird fiir die regionalen Teilraume des Landes durch die re-
gionalen Raumordnungsplane konkretisiert (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ROG). Die regionalen
Raumordnungsplane enthalten unter anderem Festlegungen zu besonderen Funktionen von Ge-
meinden (etwa Wohnen, Gewerbe, Fremdenverkehr und Landwirtschaft)?, den zentralen Orten
der Grundversorgung, den raumbedeutsamen Fach- und Einzelplanungen, den zur Verwirkli-
chung der Raumordnung geeignet erscheinenden MaBnahmen, den uiberortlich konkretisierten
Zielen, Erfordernissen und MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie zu
projektorientierten Standortbereichen und besonders planungsbediirftigen Raumen (vgl. § 9
Abs. 1 Satz 1 und 2 LPIG). Bestandteil der regionalen Raumordnungsplane sind auch die Land-
schaftsrahmenplane (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG i.V.m. § 5 Abs. 2 LNatSchG). Die regionalen
Raumordnungsplane werden von den Planungsgemeinschaften erarbeitet. Bei den Planungsge-
meinschaften handelt es sich um zweckverbandsahnliche Korperschaften des offentlichen
Rechts, die sich aus den Landkreisen und kreisfreien Stadten der jeweiligen Region zusammen-
setzen, wobei auf Antrag auch kreisangehorige Stadte, Industrie- und Handelskammern, Hand-
werkskammern und Landwirtschaftskammern, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbande und
anerkannte Naturschutzvereinigungen als Mitglieder aufgenommen werden konnen (vgl. § 14
Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 1 Satz 1 LPIG). Die regionalen Raumordnungsplane bediirfen einer im
Benehmen mit den jeweils von der Planung betroffenen obersten Landesbehdrden zu erteilen-
der Genehmigung durch das Mdl als obersten Landesplanungsbehorde. Sie werden mit der Be-
kanntmachung des Genehmigungsbescheids im Staatsanzeiger verbindlich (vgl. § 10 Abs. 2
Satz 1 und 4 LPIG).? Regionale Raumordnungsplane bestehen fiir die Regionen Mittelrhein-Wes-
terwald, Trier, Rheinhessen-Nahe, Westpfalz und (bundeslanderiibergreifend) fiir die Region
Rhein-Neckar (vgl. § 13 Abs. 1 bis 3 LPIG).>°

cc. Anforderungen an eine rechtmaRige Aufstellung der Raumordnungsplane
Die RechtmaRigkeitsvoraussetzungen von Raumordnungsplanen ergeben sich fiir das Landes-

entwicklungsprogramm aus §§ 7 ff. ROG i.V.m. §§ 13, 14 ROG sowie §§ 6, 6a LPIG i.v.m. §§ 7, 8
LPLG und fiir die regionalen Raumordnungsplane aus §§ 7 ff. ROG i.V.m. §§ 13, 14 ROG sowie

% Abrufbar unter https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-
pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-iv, zuletzt abgerufen am 10.06.2024.

2 Naheres hierzu unter: https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-
pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-5, zuletzt abgerufen am 10.06.2024.

% Bdumler, in: PAK RhPf F-2, Losebl. (Stand April 2021), § 9 LPIG Anm. 2.

» Die bislang nicht geklarte Frage, welche Rechtsnatur den regionalen Raumordnungsplane zukommt,
ist allein von akademischem Interesse, weil die Reichweite der Bindungswirkung der Planinhalte in
Form von Zielen und Grundsatzen ohnehin bundesrechtlich durch § 4 ROG oder § 1 Abs. 4 BauGB
vorgegeben ist, vgl. Grotefels, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 13 ROG Rn. 54.

3 Abrufbar unter https://ris.rlp.de/service/regionale-raumordnungsplaene, zuletzt abgerufen am
10.06.2024.



https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-iv
https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-iv
https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-5
https://mdi.rlp.de/themen/raumentwicklung-in-rheinland-pfalz/landesentwicklungsprogramm/lep-5
https://ris.rlp.de/service/regionale-raumordnungsplaene

LANDTAG RHEINLAND-PFALZ Wissenschaftlicher Dienst - Rechtsgrundlagen und Zustandigkeiten der Planungs- und
18. Wahlperiode Genehmigungsverfahren im Bereich des Ausbaus der erneuerbaren Energien

§8§ 6, 6a LPIG i.V.m. §§ 9, 10 LPIG. Danach hat der Planungstrager insbesondere dem raumord-
nungsrechtlich in § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG und § 6 Abs. 1 LPIG festgeschrieben Abwagungsgebot
Rechnung zu tragen (hierzu Punkt I. 1. c.). Dariiber hinaus setzt die Aufstellung von Raumord-
nungsplanen in formeller Hinsicht unter anderem die Durchfiihrung einer Strategischen Um-
weltpriifung (vgl. § 8 ROG, § 6a LPIG)* und eine Beteiligung der Offentlichkeit sowie der in ihren
Belangen beriihrten o6ffentlichen Stellen voraus, einschlieBlich einer Veroffentlichung des Pla-
nentwurfs samt Begriindung und Umweltbericht im Internet fiir die Dauer von mindestens einem
Monat zur Ermoglichung der Abgabe substantiierter Stellungnahmen (vgl. § 9 ROG, § 6 Abs. 3
und 4 LPIG)%. Materielle Vorgaben ergeben sich etwa aus dem Gebot der raumordnungsplane-
rischen Erforderlichkeit (vgl. § 2 Abs. 1 ROG),* der Pflicht zur Beachtung der Ziele der Raumord-
nung (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG),** dem Gegenstromprinzip (vgl. § 1 Abs. 3 ROG), dem Ent-
wicklungsgebot (vgl. § 13 Abs.2 Satz1 ROG) und dem Abstimmungsgebot (vgl. § 7 Abs. 2
Satz 3 ROG). Ist der Raumordnungsplan rechtsfehlerhaft, zieht dies nicht notwendigerweise die
Nichtigkeit des Plans nach sich. Formelle wie materielle RechtsverstoRe konnen vielmehr nach
den Planerhaltungsvorschriften der § 11 ROG, § 6 Abs. 7 und 8 LPIG von vornherein unbeachtlich
sein, mangels fristgerechter Riige nachtraglich unbeachtlich werden oder durch ein erganzen-
des Verfahren geheilt werden.3>

dd. Bindungswirkung der Raumordnungsplane

Die Bindungswirkung der Vorgaben der Raumordnungsplane folgt aus §§ 4 ff. ROG. Nach § 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Satz 3 ROG sind bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen
offentlicher Stellen, Entscheidungen offentlicher Stellen iiber die Zulassigkeit raumbedeutsa-
mer Planungen und MaRnahmen anderer offentlicher Stellen und bei Entscheidungen offentli-
cher Stellen liber die Zulassigkeit raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen von Personen
des Privatrechts, die der Planfeststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der
Planfeststellung bediirfen, die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsatze und
sonstigen Erfordernisse der Raumordnung in Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen zu
beriicksichtigen, wobei eine weitergehende Bindungswirkung nach MaRgabe der fiir diese Ent-
scheidungen geltenden Vorschriften unberiihrt bleibt. Bei sonstigen Entscheidungen offentli-
cher Stellen liber die Zulassigkeit raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen von Personen
des Privatrechts sind die Erfordernisse der Raumordnung gemaR § 4 Abs. 2 ROG nach den fiir
diese Entscheidungen geltenden Vorschriften zu beriicksichtigen.

Hiervon ausgehend erstreckt sich die raumordnungsrechtliche Bindungswirkung primar auf Pla-
nungen und MaBnahmen von offentlichen Stellen. Vorhaben Privater werden nur bei einer Plan-

3 Die speziellen Regelungen des ROG gehen den allgemeinen Regelungen des UVPG vor, vgl. hierzu
Fafibender, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 8 ROG Rn. 21 f.

32 Schubert, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 9 ROG Rn. 53.

3 Kiimper, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 48.

% Goppel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, Raumordnungsgesetz, 2. Aufl. 2018, § 4 ROG Rn. 37.

% Hager, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 11 ROG Rn. 11 ff.
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feststellungs- bzw. Plangenehmigungsbediirftigkeit erfasst. Eine weitergehende Bindungswir-
kung der Erfordernisse der Raumordnung, insbesondere der Ziele der Raumordnung, kann in
fachgesetzlichen Vorschriften angeordnet sein (sog. Raumordnungsklauseln), wie beispiels-
weise in § 35 Abs. 3 Satz 2 und 3 BauGB. Die Reichweite der Bindungswirkung einer raumord-
nungsplanerischen Festlegung hangt davon ab, ob diese als ein Ziel oder ein Grundsatz bzw.
sonstiges Erfordernis der Raumordnung zu qualifizieren ist. Ziele der Raumordnung werden de-
finiert als verbindliche Vorgaben in Form von raumlich und sachlich bestimmten oder bestimm-
baren, vom Trager der Raumordnung abschlieRend abgewogenen textlichen oder zeichneri-
schen Festlegungen in Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des
Raums (vgl. § 3 Abs. 1 Nr.2 ROG). Sie konnen definitionsgemaB nur als Festlegung in einem
Raumordnungsplan getroffen werden. Ziele der Raumordnung entfalten eine strikte Bindungs-
wirkung.’* Ausnahmen von Zielen sind lediglich zulassig, wenn solche in den Raumordnungspla-
nen zugelassen wurden (etwa tber ,Soll“-Vorschriften, vgl. § 6 Abs. 1 ROG) oder ein Zielabwei-
chungsverfahren durchgefiihrt wird (vgl. § 6 Abs. 2 ROG). Ziele der Raumordnungen sind als
abstrakt-generelle Regelungen mit AuBenwirkung einzuordnen, denen Rechtsnormqualitat zu-
kommt.>” Sie konnen daher im Wege eines abstrakten Normenkontrollverfahrens nach § 47
Abs. 1 Nr. 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO) liberpriift werden.?® Grundsatze der Raumord-
nung sind hingegen allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums
als Vorgaben fiir nachfolgende Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 3
ROG). Sie kdnnen nicht nur in Raumordnungsplanen, sondern auch durch Gesetz aufgestellt wer-
den (vgl. etwa Grundsatze in § 2 Abs. 2 ROG). Zu den sonstigen Erfordernissen der Raumordnung
zahlen die sich in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung, Ergebnisse formlicher lan-
desplanerischer Verfahren und landesplanerische Stellungnahmen, wie sie von den fiir die
Raumordnung zustandigen Stellen der Lander im Rahmen ihrer Beteiligung an formlichen Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren abgegeben werden (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG).*® Grundsatze
und sonstige Erfordernisse stellen anders als Ziele der Raumordnung lediglich Abwagungsdi-
rektiven oder sonstige offentliche Belange dar, die in die Abwagungs- und Ermessensentschei-
dungen einzustellen sind, aber hinter andere offentliche oder private Belange zuriickgestellt
und somit iiberwunden werden konnen.*® Ob eine Vorgabe als verbindliches Ziel oder unver-
bindlicher Grundsatz bzw. sonstiges Erfordernis der Raumordnung einzustufen ist, richtet sich
nach ihrem materiellen Gehalt.*' Dieser ist in Zweifelsfallen im Wege der Auslegung zu ermit-
teln.*> MaRgeblich ist, ob der Planungstrager mit der Festlegung eine abschlieBende Abwagung

% Durner, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 4 ROG Rn. 60.

¥ BVerwG, Urt. v. 20.11.2003 - 4 CN 6/03 -, BVerwGE 119, 217, NVwZ 2004, 614 (615 ff.); OVG RP, Urt. v.
02.10.2007 - 8 C 11412/06 -, juris Rn. 21.

3% BVerwG, Urt. v. 9.11.2023 - 4 CN 2.22 —, NVwZ 2024, 741 (741) Rn. 9; BVerwG, Urt. v. 20.11.2003 - 4 CN
6/03 -, BVerwGE 119, 217, NVwZ 2004, 614 (615 ff.); OVG RP, Urt. v. 02.10.2007 - 8 C 11412/06 -, juris
Rn. 21; Durner, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 4 ROG Rn. 59 m.w.N.

¥ Vgl. Kiimper, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 98.

40 Kiimper, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 76 f.; Runkel, in:
Spannowsky/Runkel/Goppel, Raumordnungsgesetz, 2. Aufl. 2018, § 3 ROG Rn. 58.

“ BVerwG Urt. v. 23.5.2023 - 4 CN 10.21 -, NVwZ 2023, 1766 (1766) Rn. 11; Kiimper, in: Kment,
Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 81.

“ Kiimper, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 3 ROG Rn. 81.
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der betroffenen Belange vorgenommen oder, ob er eine solche nachfolgenden Entscheidungs-
ebenen liberlassen hat. Zur Abgrenzung ist vorrangig auf den sich aus der Aussagescharfe erge-
benden Verbindlichkeitsgrad der raumordnungsplanerischen Festlegung abzustellen.** Der in
§ 7 Abs. 1 Satz 4 ROG vorgesehenen Kennzeichnung als Ziel oder Grundsatz im Raumordnungs-
plan kommt insoweit lediglich eine indizielle Bedeutung zu.**

ee. Standortplanung durch Gebietsfestlegungen

Die raumordnungsplanerische Standortplanung von raumbedeutsamen Anlagen fiir erneuer-
bare Energien erfolgt vor allem durch die Ausweisung von Gebieten fiir erneuerbare Energien.

Nach § 7 Abs. 3 Satz 1 ROG, § 6 Abs. 2 LPIG** konnen die Festlegungen in den Raumordnungs-
planen auch Gebiete bezeichnen. Der nicht abschlieRende*® Aufzahlungskatalog von Gebietska-
tegorien in § 7 Abs. 3 Satz 2 ROG nennt hierzu Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete. Bei Vor-
ranggebieten handelt es sich um Gebiete, die fiir bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder
Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen aus-
schlieRen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind
(vgl. § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ROG). Vorranggebiete konnen auch mit einer Ausschlusswirkung fest-
gelegt werden, die bewirkt, dass die jeweilige Nutzung oder Funktion an anderer Stelle im Pla-
nungsraum ausgeschlossen ist (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG). Hierdurch besteht fiir bestimmte im
AuRenbereich privilegiert zulassige Vorhaben die Moglichkeit einer Konzentrationszonenpla-
nung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (hierzu Punkt I. 1. b. dd.). Mit Riicksicht auf die in der Recht-
sprechung fiir die Konzentrationszonenplanung im Bereich der Windenergie entwickelten An-
forderungen (hierzu Punkt I. 2. a.), setzt die Festlegung einer Ausschlusswirkung nunmehr unter
anderem ausdriicklich voraus, dass der andernorts ausgeschlossenen Nutzung oder Funktion
durch die Festlegung der Vorranggebiete auf der Grundlage eines gesamtraumlichen Planungs-
konzepts noch substanziell Raum verschafft wird (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 3, 4, 5 ROG). Die Moglichkeit
der Festlegung einer Ausschlusswirkung und damit der Konzentrationszonenplanung, gilt nicht
fiir die Nutzung von Photovoltaik (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 7 ROG).* Die Festlegung eines Vorrangge-
biets ist aufgrund der strikten innergebietlichen Ausschlusswirkung gegeniiber unvereinbaren

“ Vgl. Kunkel/Edenharter, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl. (Stand
Oktober 2023), § 1 BauGB Rn. 74; Schrédter/Wahlhduser, in: Schrodter, Baugesetzbuch, 9. Aufl. 2019,
§ 1 BauGB Rn. 84, 90.

“ Vgl. Hofmann, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 10.

“ Insoweit diirfte § 7 Abs. 3 ROG vorrangig heranzuziehen sein, vgl. Bdumler, in: PAK RhPf F-2, Losebl.
(Stand April 2021), § 6 LPIG Anm. 2.

4 Raschke/Roscher, Planerische Steuerung erneuerbarer Energien im Lichte der Novelle des
Raumordnungsgesetzes und der Anderungen des Baugesetzbuches, ZfBR 2024, 116 (118).

4 S.a. Raschke/Roscher, Planerische Steuerung erneuerbarer Energien im Lichte der Novelle des
Raumordnungsgesetzes und der Anderungen des Baugesetzbuches, ZfBR 2024, 116 (121).
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Funktionen oder Nutzungen als ein verbindliches Ziel der Raumordnung einzustufen.“® Das glei-
che gilt fiir eine etwaig festgelegte auBergebietliche Ausschlusswirkung.* Vorbehaltsgebiete
sind demgegeniiber Gebiete, die bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen
vorbehalten bleiben sollen, denen bei der Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen
Funktionen oder Nutzungen ein besonderes Gewicht beizumessen ist (§ 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2
ROG). Der Festlegung eines Vorbehaltsgebiets kommt lediglich die Wirkung eines Grundsatzes
der Raumordnung zu, weil hierdurch den Funktionen oder Nutzungen in nachfolgenden Abwa-
gungsentscheidungen, wie in der Bauleitplanung, innergebietlich nur ein besonderes Gewicht
verliehen wird.>°

Nicht langer gesetzlich geregelt sind die vormals in § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 ROG a.F. verankerten
Eignungsgebiete. Eignungsgebiete sind solche, in denen bestimmten raumbedeutsamen Mal3-
nahmen oder Nutzungen, die stadtebaulich nach § 35 BauGB zu beurteilen sind, andere raum-
bedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese MaBnahmen oder Nutzungen an ande-
rer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind. Da mit Eignungsgebieten zunachst nur ein
auBergebietlicher Ausschluss der Vorhaben in anderen Bereichen des Plangebiets, nicht aber
ein in den Wirkungen einem Vorranggebiet gleichkommender innergebietlicher Vorrang vor an-
deren Vorhaben begriindet wurde, sah § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG a.F. die Moglichkeit der Festlegung
von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungsgebieten vor. In diesem Fall, war sowohl die
auBergebietliche Ausschlusswirkung als auch die innergebietliche Vorrangwirkung als Ziel der
Raumordnung einzustufen. Die Festlegung von Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten wurde im Bereich der Windenergie vielfach zur Konzentrationszonenplanung nach § 35
Abs. 3 Satz 3 BauGB genutzt,> die indes mit erheblichen Rechtsunsicherheiten behaftet war
(hierzu Punkt 1. 2. a.). Der Gesetzgeber entschloss sich deshalb dazu, die Eignungsgebiete aus
dem Gebietskatalog des § 7 Abs. 3 Satz 2 ROG herauszustreichen und stattdessen eine Aus-
schlusswirkung fiir Vorranggebiete zu regeln.*? Fiir den besonders konflikttrachtigen Bereich der
Windenergie schuf er ferner umfassende Sonderregelungen (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 6 ROG, § 27
Abs. 4 ROG, § 245e BauGB, § 249 BauGB) (dazu Punkt I. 2. b.).

“  Grotefels, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 54.

4 Vgl. Grotefels, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 71 zur auBergebietlichen
Ausschlusswirkung von Eignungsgebieten.

%0 Grotefels, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 61.

51 Vgl. Grotefels, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 65.

2 Vgl. BT-Drs. 20/4823, S. 22. Die Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung l6sen die Vorranggebiete mit
Eignungswirkung nach & 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 3 ROG a.F. ab, die sich zur Lenkung insbesondere
des Ausbaus der Windenergie als wenig praktikabel und gerichtsfest erwiesen haben, vgl.
Raschke/Roscher, Planerische Steuerung erneuerbarer Energien im Lichte der Novelle des
Raumordnungsgesetzes und der Anderungen des Baugesetzbuches, ZfBR 2024, 116 (117).
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Zur Standortplanung ist demnach aktuell vornehmlich auf die Festlegung von Vorrang- und Vor-
behaltsgebieten zuriickzugreifen. Das iibergeordnete Landesentwicklungsprogramm enthalt da-
bei zumeist allgemeine Vorgaben zu den Gebietsausweisungen. Kapitel V. 5.2.1 des LEP IV zum
Ausbau Erneuerbarer Energien schreibt etwa als verbindliche Ziele der Raumordnung vor, dass
in den Regionalplanen zur Windenergienutzung Vorranggebiete auszuweisen sind (vgl. Z 163 b),
Windenergieanlagen in bestimmten Naturschutzgebieten ausgeschlossen sind (vgl. Z 163d) und
ein Mindestabstand (in der Regel 900 m) zwischen Windenergieanlagen und Siedlungsgebieten
einzuhalten ist (vgl. Z 163h, Z 163i). Fiir Freiflachen-Photovoltaikanlagen sind in den Regio-
nalplanen zumindest Vorbehaltsgebiete entlang linienformiger Infrastrukturtrassen auszuwei-
sen (vgl. Z 166b). Die regionalen Raumordnungsplane setzen diese Vorgaben um und stellen
weitere Anforderungen an die Gebietsnutzung. Sie enthalten unter anderem Karten, denen die
konkreten Gebietsausweisungen fiir erneuerbare Energien, wie Vorranggebiete fiir Windener-
gieanlagen (vgl. Z 163 des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014, in der Fas-
sung der Zweiten Teilfortschreibung vom 19. April 2022)%, entnommen werden konnen.

b. Bauleitplanung

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstiicke in der
Gemeinde vorzubereiten und zu leiten (vgl. § 1 Abs. 1 BauGB). Die Bauleitplanung setzt demnach
die fiir raumbedeutsame Vorhaben bereits durch die landesweite und regionale Raumord-
nungsplanung in die Wege geleitete Standortplanung von Anlagen fiir erneuerbare Energien auf
kommunaler Ebene fort, enthalt dariiber hinaus aber auch Festlegungen zu alle sonstigen, nicht
notwendigerweise raumbedeutsamen Anlagetypen, beispielsweise Gebaudephotovoltaikanla-
gen.

aa. Kommunale Bauleitplane als zentrales Planungsinstrument

Die Bauleitplanung erfolgt durch die Aufstellung von Bauleitplanen nach §§ 1 ff. BauGB i.V.m.
der auf Grundlage des § 9a BauGB erlassenen Baunutzungsverordnung (BauNVO) und Planzei-
chenverordnung (PlanzV). Ziel der Bauleitplane ist es, eine nachhaltige stadtebauliche Entwick-
lung, welche die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen auch in Ver-
antwortung gegeniiber kiinftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem
Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Beriicksichtigung der
Wohnbediirfnisse der Bevolkerung zu gewahrleisten. Sie sollen unter anderem dazu beitragen,
eine menschenwiirdige Umwelt zu sichern, die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und

53 Abrufbar unter
https://mdi.rlp.de/fileadmin/03/Themen/Landesplanung/Dokumente/Landesentwicklungsprogram
m/4.TF/Lesefassung Mdl - nach 4. TF LEP IV.pdf, zuletzt abgerufen am 10.06.2024, S. 4 ff.

%  Textteil abrufbar unter https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/wp-
content/uploads/2023/05/ROP2014TF2_Textteil zur Veroeffentlichung gezeichnet neu-1.pdf,
Plankarte abrufbar unter https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/wp-
content/uploads/2023/05/ROP_Gesamtkarte 2022 04 11 gez-1.pdf, beides zuletzt abgerufen am
10.06.2024.
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https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/wp-content/uploads/2023/05/ROP_Gesamtkarte_2022_04_11_gez-1.pdf
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zu entwickeln, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fordern und die Warme- und Ener-
gieversorgung von Gebauden zur Erfiillung der Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzgeset-
zes treibhausgasneutral zu gestalten (vgl. § 1 Abs. 5 Satz 1 und 2 BauGB). In die Bauleitplane
flieRen dementsprechend auch die Belange des Umweltschutzes, einschlieflich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege, insbesondere die Nutzung erneuerbarer Energien, auch im Zu-
sammenhang mit der Warmeversorgung von Gebauden, sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie ein (vgl. § 1 Abs. 6 Buchst. f BauGB). Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll
sowohl durch MaRnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die
der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden (vgl. sog. Klimaschutz-
Klausel in § 1a Abs. 5 BauGB).

Trager der Bauleitplanung sind die Gemeinden (vgl. § 1 Abs. 3 Satz 1, § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB).
Denn die Bauleitplanung ist Auspragung der liber die verfassungsrechtlich in Art. 28 Abs. 2
Satz 1 GG, Art. 49 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung fiir Rheinland-Pfalz (LV) verankerte Selbstverwal-
tungsgarantie verbiirgte Planungshoheit der Gemeinden. Bei der Bauleitplanung handelt es sich
um eine nicht an Weisungen staatlicher Stellen gebundene Pflichtaufgabe der gemeindlichen
Selbstverwaltung.>® Fiir Ortsgemeinden wird die Flachennutzungsplanung nach § 203 Abs. 2
BauGB i.v.m. § 67 Abs.2 Gemeindeordnung (GemO) durch die jeweilige Verbandsgemeinde
wahrgenommen, wobei die Entscheidung liber die Aufstellung, Anderung, Erganzung oder Auf-
hebung des Flachennutzungsplans der Zustimmung der betroffenen Ortsgemeinden bedarf (vgl.
§ 67 Abs. 2 Satz 3 GemO). Eine fehlende Zustimmung kann durch den Verbandsgemeinderat mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder liberwunden werden
(vgl. § 67 Abs. 2 Satz 5 GemO).%

bb. Arten von Bauleitplanen

Die zulassigen Typen von Bauleitplanen sind abschlieBend in § 1 Abs. 2 BauGB geregelt. Bau-
leitplane sind danach der Flachennutzungsplan als vorbereitender und der Bebauungsplan als
verbindlicher Bauleitplan. Andere informelle Planungen, wie etwa die stadtebaulichen Entwick-
lungskonzepte, einschlieBlich der Klimaschutz- und Energiekonzepte, zahlen nicht zu den Bau-
leitplanen.%

Der Flachennutzungsplan dient dazu, die stadtebauliche Entwicklung der Gemeinde vorzuberei-
ten.’® Hierzu stellt er — regelmaRig fiir das ganze Gemeindegebiet - die sich aus der beabsich-
tigten stadtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren
Bediirfnissen der Gemeinde in den Grundziigen dar (§ 5 Abs. 1 BauGB). Der Flachennutzungsplan

% Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl. (Stand Oktober
2023), Vorb. zu §§ 1 bis 13b Rn. 17.

% Schaaf, in Praxis der Kommunalverwaltung Rheinland-Pfalz, GemO, Losebl. (Stand Januar 2022), § 67
GemO Anm. 3.4.4.

S Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl. (Stand Oktober
2023), Vorb. zu §§ 1 bis 13b Rn. 9.

8 Jeromin, in: Kroninger/Aschke/)Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 5 BauGB Rn. 1.
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beinhaltet letztlich die auf einen mittelfristigen Zeitraum angelegte Grundkonzeption der stad-
tebaulichen Gemeindeentwicklung und ist entsprechend ,grobmaschiger“*® als der Bebauungs-
plan.®® Pro Gemeinde existiert im Regelfall nur ein Flachennutzungsplan.®' Zur Konzentrations-
zonenplanung von privilegierten AuBenbereichsvorhaben nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB sowie
zur Ausweisung von Windenergiegebieten® konnen allerdings (zusatzlich) auch sachliche und
raumliche Teilflachennutzungsplane aufgestellt werden (vgl. § 5 Abs. 2b BauGB). Der mogliche
Inhalt von Flachennutzungsplanen ist in dem nicht abschlieRenden Darstellungskatalog des
§ 5 Abs. 2 BauGB naher bestimmt. Im Flachennutzungsplan konnen unter anderem die fiir die
Bebauung vorgesehenen Flachen nach der allgemeinen und besonderen Art ihrer baulichen
Nutzung (Bauflachen und Baugebiete, vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO0), die
Ausstattung des Gemeindegebiets mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen MaBnahmen, die
dem Klimawandel entgegenwirken, insbesondere zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Ver-
teilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien
oder Kraft-Warme-Kopplung (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b BauGB) und Flachen fiir Versorgungs-
anlagen (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) dargestellt werden. Der Flachennutzungsplan wird lber-
wiegend als Rechtsakt eigener Art (sui generis) eingeordnet.®® Seinen Darstellungen kommt kein
Rechtsnormcharakter zu, weil es ihnen an der hierfiir notigen AuRenwirkung fehlt.®* Etwas an-
deres gilt nur, soweit den Darstellungen kraft gesetzlicher Anordnung auf der Ebene der Vorha-
benzulassung eine rechtliche AuRenwirkung zuteilwird.®> Musterbeispiel bildet insoweit die Dar-
stellung von Konzentrationszonen nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB.®® Die hiermit ausgeloste
Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB kann daher in analoger Anwendung des § 47
Abs. 1 Nr. 1 VwGO Gegenstand einer abstrakten Normenkontrolle sein.®’

% BVerwG, Urt. v. 28.02.1975 - IV C 74/72 -, NJW 1975, 1985 (1986).

¢ vgl. Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB
Rn. 23; Jeromin, in: Kroninger/Aschke/Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 5 BauGB Rn. 1.

' Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB
Rn. 21.

62 Vgl. Arbeitshilfe zum Vollzug des Gesetzes zur Erhohung und Beschleunigung des Ausbaus von
Windenergieanlagen an Land (sog. Wind-an-Land-Gesetz) beschlossen durch die Fachkommission
Stadtebau und den Ausschuss fiir Recht und Verfahren der Ministerkonferenz fiir Raumordnung am
03.07.2023 (nachfolgend: Arbeitshilfe Wind-an-Land), abrufbar unter
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/A/arbeitshilfe-wind-an-land-gesetz.html, zuletzt
abgerufen am 10.06.2024, S. 13.

8  Jaeger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 5 BauGB Rn. 10.

% Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB
Rn. 25.

6 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 07.03.2007 - 4 BN 1.07 -, NVwZ 2007, 1081 (1082) Rn. 16; Jaeger, in: BeckOK
BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 5 BauGB Rn. 10.1.

% BVerwG, Beschl. v. 07.03.2007 — 4 BN 1.07 -, NVwZ 2007, 1081 (1082) Rn. 16.

¢ BVerwG, Urt.v. 31.01.2013 - 4 CN 1/12 —, NVwZ 2013, 1011 (1012) Rn. 15; Dirnberger, in: BeckOK
BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB Rn. 24a.
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Dem Bebauungsplan kommt die Funktion zu, die stadtebauliche Entwicklung auf der Grundlage
des vorbereitenden Flachennutzungsplans rechtsverbindlich zu leiten.®® Er enthalt - grundsatz-
lich parzellenscharfe -% rechtsverbindliche Festsetzungen fiir die stadtebauliche Ordnung in
einem Baugebiet (vgl. § 8 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Fiir ein Gemeindegebiet werden regelmaRig
mehrere Bebauungsplane aufgestellt.” Die Bebauungsplane bilden die Grundlage fiir weitere,
zum Vollzug des BauGB erforderliche MaBnahmen (vgl. § 8 Abs. 1 Satz 2 BauGB), etwa die Zulas-
sung von Bauvorhaben nach §§ 29 ff. BauGB.”" Der zulassige Inhalt von Bebauungsplanen ergibt
sich aus § 9 BauGB. Hiernach konnen im Bebauungsplan aus stadtebaulichen Griinden unter
anderem die Art der baulichen Nutzung (Baugebiete, vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 3 Satz
1 BauNVO0), die Versorgungsflachen, einschlieBlich der Flachen fiir Anlagen und Einrichtungen
zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Kopplung (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 12
BauGB), die Flachen zur Gewahrleistung eines natiirlichen Klimaschutzes (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 15a
BauGB) und Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebauden oder bestimmten sonstigen
baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische MaRnahmen fiir die Erzeugung,
Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Warme-Kopplung getroffen werden miissen (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. b BauGB), festgesetzt
werden. Alle Bebauungsplane werden stets als Satzung beschlossen (vgl. § 10 BauGB). Sie ent-
falten daher unmittelbar bodenrechtliche Rechtswirkungen gegeniiber Dritten.”? Als nach den
Vorschriften des BauGB erlassene Satzungen konnen Bebauungsplane ohne weiteres mit einer
abstrakten Normenkontrolle nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO einer gerichtlichen Priifung unterzo-
gen werden.

Zu unterscheiden sind drei Arten von Bebauungsplanen: Der qualifizierte, der einfache und der
vorhabenbezogene Bebauungsplan (sog. Vorhaben- und ErschlieBungsplan).” Der qualifizierte
Bebauungsplan enthalt mindestens Festsetzungen liber die Art und das MaR der baulichen Nut-
zung, lber die liberbaubare Grundstiicksflache und iiber ortliche Verkehrsflachen. Die pla-
nungsrechtliche Zulassigkeit von Bauvorhaben im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebau-
ungsplans beurteilt sich ausschlieBlich anhand der Festsetzungen des Bebauungsplans (vgl.
§ 30 Abs. 1 BauGB). Fehlt eine der fiir einen qualifizierten Bebauungsplan nétigen Mindestfest-
setzungen, handelt es sich bei dem Plan um einen einfachen Bebauungsplan. In diesem Fall
miissen zur Beurteilung der Zulassigkeit eines Bauvorhabens erganzend die Bestimmungen der
§§ 34 und 35 BauGB herangezogen werden (vgl. § 30 Abs. 3 BauGB). Bei dem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan handelt es sich um ein kooperatives Planungsinstrument, mit dem die Ge-
meinde die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Zulassigkeit eines spezifischen

¢  Petz, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 8 BauGB Rn. 3.

%  Petz, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 8 BauGB Rn. 3.

0 vgl. Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB
Rn. 27.

7 Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 8 BauGB Rn. 1.

2. petz, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 8 BauGB Rn. 3.

7 Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB
Rn. 30.
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Bauvorhabens eines Vorhabentragers schaffen kann, wenn der Vorhabentrager bereit und in der
Lage ist, das Vorhaben, einschlieBlich der ErschlieBungsmaBnahmen, auf Grundlage eines mit
der Gemeinde abgestimmten Vorhaben- und ErschlieBungsplans durchzufiihren, und er sich in
einem stadtebaulichen Durchfiihrungsvertrag zur Realisierung des Vorhabens innerhalb einer
bestimmten Frist sowie zur (anteiligen) Tragung der Planungs- und ErschlieBungskosten ver-
pflichtet (vgl. § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB).” Fiir die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit sind hier
allein die Vorgaben des vorhabenbezogenen Bebauungsplans maRgeblich (vgl. § 30 Abs. 2
BauGB).

cc. Anforderungen an eine rechtmaRige Aufstellung der Bauleitplane

Die Anforderungen an die Aufstellung der Bauleitplane ergeben sich im Einzelnen fiir den Fla-
chennutzungsplan aus §§ 1 ff. BauGB i.V.m. §§ 5 ff. BauGB und den Bebauungsplan aus §§ 1 ff.
i.v.m. §§ 8 ff. BauGB. Grundlegende formelle wie materielle Anforderungen folgen auch fiir die
Aufstellung von Bauleitplanen aus dem in § 1 Abs. 7, § 2 Abs. 3 BauGB verankerten planungs-
rechtliche Abwagungsgebot (hierzu Punkt I. 1. c.). Die formelle RechtmaBigkeit eines Bauleit-
plans setzt ferner die Durchfiihrung einer Umweltpriifung (vgl. § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB)” sowie
eine Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung voraus. Die Beteiligungsverfahren sind jeweils
zweiphasig ausgestaltet. Es bedarf zunachst noch vor der Erstellung des Planentwurfs einer
friihzeitigen Beteiligung, im Zuge derer der Offentlichkeit und den Behdrden Gelegenheit zur
AuRerung gegeben wird (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 4a Abs. 2 BauGB). An die Erstellung der Planent-
wiirfe schlief8t sich sodann die formelle Beteiligung durch eine Internetveroffentlichung des
Planentwurfs, einschlieBlich Begriindung und Umweltbericht, fiir eine Dauer von mindestens 30
Tagen, wahrend derer Stellungnahmen abgegeben werden konnen, und die Einholung behord-
licher Stellungnahmen an (vgl. § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 BauGB). Die Verfahren zur Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden kdnnen zeitlich parallelisiert werden (vgl. § 4a Abs. 2 BauGB).
Der beschlossene Flachennutzungsplan bedarf zudem einer Genehmigung durch die jeweilige
Kreisverwaltung oder Struktur- und Genehmigungsdirektion als hohere Verwaltungsbehorde
(vgl. § 6 Abs. 1 BauGB). Bei der Aufstellung des Bebauungsplans als Satzung ist auf eine ord-
nungsgemale Beschlussfassung, Ausfertigung’ und offentliche Bekanntmachung zu achten (vgl.
§ 10 BauGB, § 24 GemO0). Materielle Vorgaben ergeben sich unter anderem aus § 1 Abs. 3 Satz 1
BauGB, wonach die Gemeinden Bauleitplane (nur) aufzustellen haben, sobald und soweit es fiir
die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. An einer solchen Erforderlichkeit
der Bauleitplanung fehlt es etwa dann, wenn die Gemeinde keine positive Plankonzeption ver-
folgt, sondern bestimmte Vorhaben lediglich verhindern mochte (sog. Verhinderungsplanung)

™ Vgl. Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 12 BauGB Rn. 5.

> §2 Abs. 4 BauGB fasst die Anforderungen der projektbezogenen Umweltvertraglichkeitspriifung und
der planbezogenen Strategischen Umweltpriifung zu einer umfassenden Umweltpriifung zusammen,
vgl. Battis, in: Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 2 BauGB Rn. 6.

6 Zum Ausfertigungserfordernis vgl. OVG RP, Urt. v. 15.11.2023 - 8 C 11093/22.0VG -, ZfBR 2024, 148
(150) Rn. 41.
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oder die Bauleitplane ausschlieBlich privaten Interessen dienen sollen (sog. Gefalligkeitspla-
nung).” Weitere Anforderungen folgen aus dem in § 1 Abs. 4 BauGB geregelten Anpassungsge-
bot, dem zufolge Bauleitplane an Ziele der Raumordnung anzupassen sind,”® und dem Entwick-
lungsgebot aus §8 Abs.2 Satzl BauGB, nach dem die Bebauungsplane aus dem
Flachennutzungsplan zu entwickeln sind. RechtsverstoRe konnen nach den Planerhaltungsvor-
schriften der §§ 214 ff. BauGB von vornherein unbeachtlich, in ihrer Geltendmachung prakludi-
ert oder durch ein erganzendes Verfahren behebbar sein.

dd. Gestaltungsmoglichkeiten zur Standortplanung

Auch die Standorte von Anlagen fiir erneuerbare Energien werden iiber Darstellungen in Fla-
chennutzungsplanen vorbereitet und iiber Festsetzungen in Bebauungsplanen rechtsverbind-
lich bestimmt. Dabei sind die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen stadtebauli-
chen Entwicklungskonzeptes, einschlieBlich der Klimaschutz- und Energiekonzepte zu
beriicksichtigen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB).”

Die Flachennutzungsplane setzten zunachst lediglich einen groben Rahmen fiir die Standort-
wahlinnerhalb des jeweiligen Gemeindegebiets. Sie konnen zum Beispiel Bauflachen darstellen,
die sich iiber Baugebiete konkretisieren lassen, in denen Anlagen fiir erneuerbare Energien re-
gelmaRig bauplanungsrechtlich zulassig sind, wie gewerbliche Bauflachen und Sonderbaufla-
chen (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 1 BauNV0). Moglich sind auch Darstellungen zu Flachen
fiir Versorgungsanlagen (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) oder zur Ausstattung des Gemeindegebiets
mit zentralen und dezentralen Anlagen fiir erneuerbare Energien (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b
BauGB)?°. Eine endgiiltige Steuerung der Ansiedelung von bestimmten Anlagen fiir erneuerbare
Energien lasst sich im Wege der Flachennutzungsplanung allerdings nur iiber eine Konzentrati-
onszonenplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erreichen. Danach sind nach § 35 Abs. 1 Nr. 2
bis 6 BauGB im AuRenbereich privilegiert zulassige Vorhaben in der Regel wegen entgegenste-
hender offentlicher Belange bauplanungsrechtlich unzulassig, wenn fiir sie durch Darstellungen
im Flachennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle
erfolgt ist (sog. Planvorbehalt?®’). Dies ermdglicht es, die nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB pri-
vilegierten Vorhaben, zu denen auch Wasserkraftwerke und Biomasseanlagen® zahlen, durch

7 Jeromin, in: Kroninger/Aschke/Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 1 BauGB Rn. 16.

® Noch abschlieBend geklart ist, ob eine nachtraglich eingetretene Zielwidrigkeit die Nichtigkeit des
jeweiligen Bauleitplans nach sich zieht, vgl. hierzu Jeromin, in: Kréninger/Aschke/)eromin,
Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 1 BauGB Rn. 24; Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz,
61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB Rn. 70.

™ SéfRer, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl (Stand Januar 2024), XIV B2 EnPlanR Rn. 110 ff.

8  Sgfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl (Stand Oktober 2023), § 5
BauGB Rn. 29c.

8 BVerwG, Urt.v. 17. 12. 2002 - 4 C 15/01 -, NVwZ 2003, 733 (735).

8 Vgl hierzu Kremer, Steuerung von Biomasseanlagen durch Ausweisung von Konzentrationsflachen
nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, NVwZ 2014, 1430.
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Standortzuweisungen auf bestimmten Flachen im Plangebiet zu konzentrieren.®* Den Darstel-
lungen muss insoweit die planerische Entscheidung der Gemeinde entnommen werden konnen,
dass die betreffenden Vorhaben auBerhalb der dargestellten Flachen nach § 35 Abs.3
Satz 3 BauGB ausgeschlossen sein sollen.®* Dazu eignet sich vor allem die Aufstellung eines
sachlichen Teilflachennutzungsplans im Sinne des § 5 Abs. 2b BauGB.® In einem solchen kon-
nen etwa Sonderbauflache mit konkreter Zweckbestimmung fiir privilegierte Vorhaben, wie Son-
derbauflachen fiir Biomasseanlagen, dargestellt werden.® Die Wirksamkeit einer Konzentrati-
onszonenplanung ist aufgrund des Risikos eines Missbrauchs zur Verhinderungsplanung indes
an strenge Anforderungen gebunden (siehe Punkt I. 2. a.). Von der Konzentrationszonenplanung
wurde im Kontext erneuerbarer Energien in der Vergangenheit hauptsachlich zur Lenkung des
Ausbaus der Windenergienutzung Gebrauch gemacht. Diese Steuerungsmaoglichkeit ist mit dem
im Zuge des Sonderregimes zur Planung von Windenergieanlagen eingefiihrten § 249
Abs. 1 BauGB entfallen (hierzu Punkt I. 2 b.). Die Konzentrationszonenplanung diirfte in der Pra-
xis daher kiinftig wohl deutlich an Bedeutung verlieren.®

Wesentlich umfassendere Gestaltungsmoglichkeiten zur prazisen Feinjustierung des Standortes
von Anlagen fiir erneuerbare Energien bietet die Aufstellung von Bebauungsplanen.® Zur Len-
kung der Ansiedelung von Energieanlagen kann zunachst auf die Festsetzung von Baugebieten
zuriickgriffen werden (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 2 und 3 BauNVO0).#* Je nach Stérgrad
konnen Anlagen fiir erneuerbare Energien in diversen Baugebieten nach den §§ 2 bis 10
BauNVO zulassig sein.*® In Gewerbegebieten und Industriegebieten gehoren Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom oder Warme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie etwa zur Regel-
bebauung (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO). Anlagen zur Nutzung solarer Strah-
lungsenergie an oder auf Dach- und AuRenwandflachen von Gebauden sind als untergeordnete
Nebenanlagen regelmaBig in samtlichen Baugebieten zuldssig (vgl. § 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1
BauNVO). Dariiber hinaus kdnnen, gerade fiir groBere Vorhaben, wie Wind- oder Solarparks, Bi-
ogasanlagen oder Wasserkraftwerke, sonstige Sondergebiete festgesetzt werden (vgl. § 11
Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 BauNV0).”" Neben Baugebieten kdnnen in Bebauungsplanen Versorgungs-
flachen fiir konkret zu bezeichnende®? Versorgungsanlagen zur zentralen und dezentralen Ener-
gieversorgung ausgewiesen werden (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB).**> Moglich ist auch eine Fest-
setzung von Gebieten, in denen bei der Errichtung von baulichen Anlagen bestimmte bauliche

8 Vgl. Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 35 BauGB Rn 111.

8 BVerwG, Urt. v. 29.10.2020 - 4 CN 2.19 -, ZfBR 2021, 275 (276) Rn. 19; Mitschang/Reidt, in:
Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 35 BauGB Rn 114.

8 Kobhls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 229.

%  Jaeger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.02.2024, § 5 BauGB Rn. 73.

&  Jeromin, in: Kroninger/Aschke/Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 35 BauGB Rn. 43.

8 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 232.

8 Kobhls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 234.

%  Sgfker, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl (Stand Januar 2024), XIV B2 EnPlanR Rn. 23.

' Vgl. auch Képfler, in: BeckOK BauNVO, Spannowsky/Hornmann/Kamper, 37. Edition, Stand
15.04.2024, § 11 BauNVO Rn. 23 f.

%2 SofRer, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl (Stand Oktober 2023), § 9
BauGB Rn. 111.

% Mitschang/Reidt, in: Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 9 BauGB Rn. 68 ff.
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und sonstige technische MaRnahmen fiir die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien getroffen werden miissen (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 23
Buchst. b BauGB). So kann beispielsweise fiir Neubaugebiete eine Pflicht zur Errichtung geother-
mischer Warmepumpen oder Photovoltaikdachanlagen vorgesehen werden.® Schlieflich kon-
nen liber vorhabenbezogene Bebauungsplane die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die
Zulassigkeit bestimmter Einzelvorhaben geschaffen werden (vgl. § 12 BauGB)®*.

¢.  Das planungsrechtliche Abwagungsgebot

Herzstiick jeder Planungsentscheidung bildet die Abwagung der von der Planung beriihrten Be-
lange.’® Denn die Abwagung dient der Schaffung eines gerechten Ausgleichs kollidierender In-
teressen, um kiinftigen Nutzungskonflikten moglichst vorzubeugen.”” Das planungsrechtliche
Abwagungsgebot ist Ausdruck des in Art. 20 Abs. 3 GG und Art. 77 LV verankerten Rechtsstaats-
prinzips.®® Es ist raumordnungsrechtlich in § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG, § 6 Abs. 1 LPIG und baupla-
nungsrechtlich in § 1 Abs. 3 und Abs. 7 BauGB geregelt. Nach dem planungsrechtlichen Abwa-
gungsgebot sind bei der Aufstellung der Raumordnungs- und Bauleitplane alle betroffenen
offentlichen und privaten Belange zu ermitteln, bewerten und abzuwagen. Hierzu hat der Pla-
nungstrager samtliche abwagungsrelevanten Belange zu ermitteln, ihrem objektiven Gewicht
entsprechend zu bewerten und im Verhaltnis gegeneinander und untereinander derart zu ge-
wichten, dass sie in einen gerechten Ausgleich gebracht werden.” Abwagungsrelevant sind nur
die fiir den Planungstrager erkennbaren Belange, die mehr als nur geringwertig, schutzwiirdig
und nicht mit einem Makel behaftet’ sind." Fiir die Raumordnung muss der Planungstrager
das Abwagungsmaterial nicht so kleinteilig zusammenstellen wie fiir die Bauleitplanung; auf-
grund des libergreifenden Rahmencharakters der Raumordnung sind hier Typisierungen zulas-
sig.® Die abwagungserheblichen Belange werden liber die Aufgaben und Grundsatze der Raum-
ordnung bzw. der Bauleitplanung naher konkretisiert (vgl. § 1 Abs. 1 bis 2, § 2 Abs. 2 ROG, § 1
Abs. 5 und 6, § 1a Abs. 2 bis 5 BauGB).' Zu ihnen zahlen etwa die Forderung des Klimaschutzes,
die Gewahrleistung der Energieversorgung, die Schaffung von Arbeitsplatzen, die Wohnbediirf-
nisse der Bevolkerung und die Wahrung des Umweltschutzes, einschlieBlich des Naturschutzes
und der Landschaftspflege. In die Abwagung sind auch die Ergebnisse der Umweltpriifung (vgl.
§ 7 Abs. 2 Satz 2 ROG, § 2a Abs. 4 BauGB) und Planungsalternativen, wie Standortalternativen,

% Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 237.

%  Kobhls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 240 ff.

%  Séfker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl (Stand Oktober 2023), § 1
BauGB Rn. 180.

% Jeromin, in: Kroninger/Aschke/Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 1 BauGB Rn. 60.

% Jeromin, in: Kroninger/Aschke/Jeromin, Baugesetzbuch, 5. Aufl. 2024, § 1 BauGB Rn. 50.

* Vgl. Hofmann, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 12.

00 Mit einem Makel behaftet sind solche Belange, die von der Rechtsordnung missbilligt werden, vgl.
Lieber, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, Verwaltungsverfahrensgesetz, 2. Aufl. 2019, § 73 VwVfG Rn.
184.

01 BVerwG, Beschl. v. 28.05.2019 — 4 BN 44.18 -, ZfBR 2019, 689 (689 f.); BVerwG, Beschl. v. 10.02.2016 -
4 BN 37/15 -, ZfBR 2016, 376 (377) Rn. 9.

92 BVerwG, Beschl. v. 10.02.2016 - 4 BN 37/15 —, juris Rn. 9.

% Vgl. Runkel, in: Spannowsky/Runkel/Goppel, Raumordnungsgesetz, 2. Aufl. 2018, § 7 ROG Rn. 35.
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einzustellen.’ Bei der eigentlichen Abwagung ist dem Planungstrager ein planerischer Gestal-
tungsspielraum zuzugestehen.'® Die gerichtliche Kontrolle beschrankt sich auf die Priifung, ob
dem Planungstrager ein Abwagungsfehler unterlaufen ist.’°® Das Abwagungsgebot ist dement-
sprechend verletzt, wenn eine Abwagung liberhaupt nicht stattgefunden hat (Abwagungsaus-
fall), in die Abwagung nicht alle Belange eingestellt wurden, die nach Lage der Dinge hatten
eingestellt werden miissen (Abwagungsdefizit) oder die Bedeutung der betroffenen Belange ver-
kannt (Abwagungsfehleinschatzung) oder der Ausgleich zwischen ihnen in einer Weise vorge-
nommen worden ist, der zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange aufer Verhaltnis steht
(Abwagungsdisproportionalitat).’” Bei dem Abwagungsausfall, Abwagungsdefizit und der Abwa-
gungsfehleinschatzung handelt es sich um formelle Fehler im Abwagungsvorgang, die nach den
einschlagigen Planerhaltungsvorschriften unbeachtlich oder heilbar sein konnen.™® Eine Abwa-
gungsdisproportionalitat zieht als materieller Fehler im Abwagungsergebnis hingegen unwei-
gerlich die Nichtigkeit des Plans nach sich."®®

2. Umweltenergierechtliche Lenkung der raumbezogenen Gesamtplanung am Beispiel der
Windenergie

Zur Forderung und Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien wird die Planung von
Anlagen fiir erneuerbare Energien verstarkt durch das Umweltenergierecht beeinflusst. Das Um-
weltenergierecht erlaubt es dem - im Bereich der Planung lediglich mit eingeschrankten Steu-
erungsmoglichkeiten ausgestatteten — Bund liber einen Riickgriff auf die ihm insoweit in Art. 72
Abs. 1 und 2, 74 Abs. 1 Nr. 11 GG eingeraumte konkurrierende Gesetzgebungskompetenz mittel-
bar Einfluss auf die Planung von Anlagen fiir erneuerbarer Energien zu nehmen. In diesem Zu-
sammenhang stehen vor allem quantitative Ausbauziele, die liber Festlegungen in Raumord-
nungsplanen oder Bauleitplanen umzusetzen sind, im Vordergrund. Hauptbeispiel bilden die als
Reaktion auf das Scheitern der Konzentrationszonenplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB im
Bereich der Windenergie (hierzu a) bundesweit eingefiihrten verbindlichen Flachenziele zum
Ausbau der Windenergie (hierzu b).

% Hofmann, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 21; Dirnberger, in: BeckOK
BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB Rn. 179.

95 vgl. BVerwG, Urt. v. 16.03.2006 — 4 A 1001/04 —, juris Rn. 97; Schmidt-Af3imann, in:
Diirig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, Losebl. (Stand Januar 2024), Art. 19 Abs. 4 GG Rn.
213.

% Dirnberger, in: BeckOK BauGB, Spannowsky/Uechtritz, 61. Edition, Stand 01.10.2023, § 1 BauGB Rn.
133 ff.

97 BVerwG, Urt. v. 12.12.1969 - IV C 105/66 —, VerwRspr 1970, 571 (576 f.); BVerwG, Beschl. v. 18.12.2023
- 11 VR 2.23 -, NVwZ 2024, 684 (684) Rn. 8; Hofmann, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019,
§ 7 ROG Rn. 12.

% Hager, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 11 ROG Rn. 88 ff,; Battis, in:
Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch, 15. Aufl. 2022, § 214 BauGB Rn. 4.

%2 Hager, in: Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 11 ROG Rn. 96; KukR, in: Schrodter,
Baugesetzbuch, 9. Aufl. 2019, § 214 BauGB Rn. 56.
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a.  Scheitern der Konzentrationszonenplanung der Windenergienutzung

In der Vergangenheit wurde der Ausbau der Windenergie primar tiber die Konzentrationszonen-
planung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB gesteuert.”® Nach dem hierin geregelten Planvorbehalt
waren Windkraftanlagen als im AuRenbereich privilegiert zulassige Vorhaben bauplanungs-
rechtlich unzulassig, wenn im Flachennutzungsplan oder im Raumordnungsplan fiir die Wind-
energienutzung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist (hierzu Punkt I. 1. b. dd.). Dem Pla-
nungstrager wurde es hierdurch ermoglicht, die Windenergienutzung durch die Ausweisung
geeigneter Gebiete, wie Versorgungsflachen in Flachennutzungsplanen oder Vorranggebieten
mit der Wirkung von Eignungsgebieten in Raumordnungsplanen, auf bestimmte Flachen zu be-
grenzen. Dem lag der Gedanke zugrunde, dem Planungstrager miisse zum Ausgleich der Privile-
gierung von Windenergieanlagen im AulRenbereich ein Instrument zur Lenkung des Ausbaus an
die Hand geben werden, um eine unkontrollierte Ausbreitung der Windenergienutzung im Au-
Renbereich (,Verspargelung” der Landschaft)" zu verhindern.” In der Folgezeit wurde die Kon-
zentrationszonenplanung indes auch dazu verwendet, die mitunter aufgrund ihrer Auswirkun-
gen auf Nachbarschaft und Artenschutz unliebsame Windenergienutzung durch eine
Ausweisung ungeeigneter Flachen im Plangebiet nahezu vollstandig auszuschlieRen.”™ Die
hochstrichterliche Rechtsprechung versuchte einer solchen ,Verhinderungs-“ bzw. ,Feigenblatt-
planungen“" vorzubeugen, indem sie strenge Anforderungen an die Konzentrationszonenpla-
nung stellte. Eine Konzentrationszonenplanung war danach nur noch zulassig, wenn sie auf ei-
nem schlissigen gesamtraumlichen Planungskonzept beruhte, dass der auBergebietlich
ausgeschlossenen Windenergienutzung im Plangebiet noch hinreichend substantiell Raum ver-
schaffte.” Das geforderte Planungskonzept war anhand einer abschnittsweise vorzunehmen-
den Abwagung auszuarbeiten. Hierzu waren zunachst die fiir eine Windenergienutzung schlecht-
hin ungeeignete ,harten“ und die aus planerischen Griinden nicht fiir eine Windenergienutzung
heranzuziehenden ,weichen” Tabuzonen des Planungsgebiets zu ermitteln. Sodann waren die
verbliebenen Potentialflachen zu den auf ihnen konkurrierenden Nutzungen in Beziehung zu
setzen, das heift die offentlichen Belange, die gegen die Ausweisung als Konzentrationszone
sprachen, waren mit dem Anliegen abzuwagen, der Vorrangnutzung an geeigneten Standorten
eine ihrer Privilegierung im AuRenbereich gerecht werdende Chance zu geben." Insgesamt hat
sich die Ausarbeitung der hochstrichterlich geforderten Planungskonzepte als langwierig und

"0 S.a.Z 163 e des LEP IV, wonach die auBerhalb der Ausschluss- und Vorranggebiete liegenden Raume
der Steuerung durch die Bauleitplanung in Form von Konzentrationsflachen vorbehalten sind.

™M Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 230.

"2 Vgl. Mitschang, Das 2%-Flachenziel des WindBG und seine Auswirkungen auf die Regional- und
Bauleitplanung, DVBL. 2024, 521 (521).

" Grigoleit/Engelbert/Strothe/Klanten, Booster fiir die Windkraft - Aspekte zur Beschleunigung der
Windenergieplanung Onshore, NVwZ 2022, 512 (513).

" Grigoleit/Engelbert/Strothe/Klanten, Booster fiir die Windkraft - Aspekte zur Beschleunigung der
Windenergieplanung Onshore, NVwZ 2022, 512 (513).

" Vgl. BVerwG, Urt. vom 24.01.2023 - 4 CN 6.21 —, ZfBR 2023, 576 Rn. 12 f.; BVerwG, Urt. v. 17.12.2002
-4C15/01 -, NvwZ 2003, 733 (735 f.).

"6 Zum Ganzen: BVerwG, Beschl. v. 15.09.2009 - 4 BN 25.09 - ZUR 2010 Heft 2, 96 Rn. 8; Grotefels, in:
Kment, Raumordnungsgesetz, 1. Aufl. 2019, § 7 ROG Rn. 82.
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fehleranfallig erwiesen. Infolgedessen war die Planung von Windenergieanlagen mit erhebliche
Rechtsunsicherheiten behaftet, aufgrund derer der Ausbau der Windenergie nur schleppend vo-
rankam.™

b. Sonderregime fiir Windenergieanlagen

Der Bundesgesetzgeber reagierte auf den stagnierenden Ausbau der Windenergienutzung mit
einem ,Sonderregime“" fiir eine vereinfachte Planung und Genehmigung von Windenergiean-
lagen.

Ausgangspunkt dieses Sonderregimes bildet das Gesetz zur Festlegung von Flachenbedarfen fiir
Windenergieanlagen an Land (Windenergieflachenbedarfsgesetz - WindBG). Mit diesem hat der
Bund den Landern verbindliche Flachenziele vorgegeben, die fiir den Ausbau der Windenergie
an Land benotigt werden, um die Ausbauziele und Ausbaupfade des EEG 2023 zu erreichen. § 3
Abs. 1 Satz 1 und 2 WindBG verpflichtet dazu jedes Land, einen prozentualen Anteil der Landes-
flache nach MaRgabe der Anlage zum WindBG (sog. Flachenbeitragswerte) bis zu den Stichtagen
am 31. Dezember 2027 (Spalte 1 der Anlage) und am 31. Dezember 2032 (Spalte 2 der Anlage)
fur die Windenergie an Land auszuweisen. Diese Verpflichtung konnen die Lander nach § 3
Abs. 2 Satz 1 WindBG wahlweise erfiillen, indem sie die zur Erreichung der Flachenbeitragswerte
notwendigen Flachen selbst in landesweiten oder regionalen Raumordnungsplanen ausweisen
(Nr. 1) oder eine Ausweisung der zur Erreichung der Flachenbeitragswerte notwendigen Flachen
durch von ihnen abweichende regionale oder kommunale Planungstrager sicherstellen, wobei
sie hierzu gesetzlich oder raumordnungsplanerisch verbindliche regionale oder kommunale
Teilflachenziele festzulegen haben (Nr. 2). Rheinland-Pfalz hat sich mit dem Landeswindener-
giegebietegesetz (LWindGG)™ fiir eine landesgesetzliche Festlegung von regionalen Teilflachen-
zielen fiir die Regionen der Planungsgemeinschaften Mittelrhein-Westerwald, Rheinhessen-
Nahe (mit Ausnahme des Gebiets der kreisfreien Stadt Worms), Region Trier und Westpfalz sowie
den rheinland-pfalzischen Teil des Verbandes Region Rhein-Neckar entscheiden. Die bis zum
ersten Stichtag zu erreichenden Teilflachenziele wurden auf mindestens 1,4 v. H. der jeweiligen
Regionsflache festgelegt (vgl. § 2 Abs. 1 LWindGG). Die erforderlichen Flachen sind spatestens
bis zum 31. Dezember 2026 als Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie in regionalen
Raumordnungsplanen auszuweisen, wobei ein etwaiger Flacheniiberhang einer Region auf eine
andere Region iibertragen werden kann (vgl. § 2 Abs. 2 LWindGG). Die im Einzelnen auf den Fla-
chenbeitragswert anzurechnenden Flachen ergeben sich aus § 4 i.V.m. § 2 Nr. 1 und 2 WindBG.
Anrechenbar sind danach vor allem samtliche Flachen, die in wirksam ausgewiesenen Wind-
energiegebieten liegen. Diese umfassen nach der Begriffsdefinition in § 2 Nr. 1 Buchst.aund b

"7 Mitschang, Das 2%-Flachenziel des WindBG und seine Auswirkungen auf die Regional- und
Bauleitplanung, DVBL. 2024, 521 (522); Grigoleit/Engelbert/Strothe/Klanten, Booster fiir die Windkraft
- Aspekte zur Beschleunigung der Windenergieplanung Onshore, NVwZ 2022, 512 (513); Kment, Eine
neue Ara beim Ausbau von Windenergieanlagen, NvwZ 2022, 1153 (1153).

"8 Kment, Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land, Deutschland in der Poly-Krise,
NVwZ 2023, 959 (960).

" GVBL. 2024, 53.
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WindBG alle fiir die Windenergie an Land in Raumordnungs- oder Bauleitplanen ausgewiesene
Flachen in Form von Vorranggebieten und mit diesen vergleichbaren Gebieten in Raumord-
nungsplanen sowie Sonderbauflachen, Sondergebieten und mit diesen vergleichbaren Auswei-
sungen in Flachennutzungsplanen und Bebauungsplanen. Fiir den Flachenbeitragswert nach der
Spalte 1 der Anlage zum WindBG geniigen auch Eignungs- und Vorbehaltsgebiete in Raumord-
nungsplanen, wenn der Raumordnungsplan spatestens am 1. Februar 2024 wirksam geworden
ist. Das Erreichen der Flachenbeitragswerte bzw. der Teilflachenziele ist nach § 5 Abs. 1 WindBG
von dem Planungstrager in dem Beschluss liber den Plan oder im Falle einer Genehmigungsbe-
dirftigkeit des Plans von der nach dem Landesrecht zustandigen Stelle in der Genehmigungs-
entscheidung festzustellen.

Auch unter der Geltung des WindBG richtet sich die Aufstellung der Raumordnungsplane und
der Bauleitplane im Grundsatz weiterhin nach den allgemeinen Regelungen. Bei der Planung
sind allerdings vorrangig die — im Raumordnungsrecht liber § 27 Abs. 4 ROG anwendbaren -
Uberleitungsvorschriften des § 245e BauGB und die Sonderregelungen des § 249 BauGB heran-
zuziehen. Mit der Sonderregelung des § 249 BauGB wird in der Planung von Windenergieanlagen
ein Systemwechsel von der Konzentrationszonenplanung hin zu einer ,Positivplanung” 2° voll-
zogen. Eine Konzentrationszonenplanung ist nicht mehr moglich; die Vorschrift des § 35 Abs. 3
Satz 3 BauGB ist fiir den Bereich der Windenergienutzung nicht langer anzuwenden (vgl. § 249
Abs. 1 BauGB). Kiinftig greift die bauplanungsrechtliche Privilegierung von Windenergieanlagen
im AuBenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB von vornherein nur noch innerhalb der ausge-
wiesenen Windenergiegebiete. AuBerhalb der festgelegten Windenergiegebiete konnen Wind-
energieanlagen lediglich als sonstige Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB zugelassen werden (vgl.
§ 249 Abs. 2 BauGB). Zur Lenkung des Ausbaus der Windenergie muss daher anders als bei der
friiheren Konzentrationszonenplanung nicht langer eine Ausschlusswirkung begriindet, sondern
es miissen lediglich die Flachen definiert werden, auf denen Windenergieanlagen privilegiert
zulassig sein sollen.”™

MaRgeblich fiir die Systemumstellung ist der Zeitpunkt, in dem das Erreichen des Flachenbei-
tragswertes oder des hieraus abgeleiteten Teilflachenziels festgestellt wird, spatestens aber der
(erste) Stichtag am 31. Dezember 2027 (vgl. § 245e Abs. 1 Satz 2 BauGB)."2 Auch zuvor ist eine
(neue) Konzentrationszonenplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zwar nicht mehr maglich, bis
zu diesem Zeitpunkt gilt jedoch die in bis zum 1. Februar 2024 wirksam gewordenen Bestands-
planen enthaltene Konzentrationszonenplanung fort (vgl. § 245e Abs. 1 Satz 1 BauGB). Inner-
halb des Ubergangszeitraums richtet sich die Zulassigkeit simtlicher Windenergieanlagen als
privilegierte Vorhaben weiterhin nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Auch die in der Rechtsprechung
zu § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB aufgestellten Anforderungen sind hier nach wie vor zu beriicksich-
tigen. Ab Feststellung der Zielerreichung sind Windenergieanlagen in Windenergiegebieten als

20 Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 9.

1 Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 9.

22 Mitschang, Das 2%-Flachenziel des WindBG und seine Auswirkungen auf die Regional- und
Bauleitplanung, DVBL. 2024, 521 (525).
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privilegierte Vorhaben in der Regel zuzulassen. Insbesondere kann die Genehmigung nicht mehr
an einer fehlerhaften Konzentrationszonenplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB scheitern.
Versagungsgriinde diirften sich wohl nur noch aus entgegenstehenden Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege ergeben konnen (vgl. § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB), wobei
hier vielfach Erleichterungen zugunsten einer vereinfachten Genehmigung greifen (vgl.
§ 6 WindBG, siehe Punkt1l. 2. a. aa.). AuRerhalb der ausgewiesenen Windenergiegebiete tritt
hingegen eine Entprivilegierung von Windenergieanlagen ein, der zufolge Windenergieanlagen
nach & 35 Abs. 2 BauGB regelmaRig unzulassig sind, weil offentliche Belange wie das Land-
schaftsbild oder der Naturhaushalt praktisch immer beeintrachtigt sein diirften.”® Solange we-
der der Flachenbeitragswert noch das einschlagige Teilflachenziel nach Ablauf des Stichtages
erreicht wird, greift eine verstarkte Privilegierung von Windenergieanlagen im AuBenbereich
(vgl. § 249 Abs. 7 BauGB).”* In diesem Fall bleiben Windenergieanlagen auBerhalb der ausge-
wiesenen Windenergiegebiete ebenfalls privilegiert zulassig. Darliber hinaus konnen der Errich-
tung und dem Betrieb von Windenergieanlagen Darstellungen in Flachennutzungsplanen, Ziele
der Raumordnung sowie sonstige MaRnahmen der Landesplanung nicht entgegengehalten wer-
den (vgl. § 249 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2, § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 BauGB). Wird der Flachenbei-
tragswert verfehlt, konnen auch landesgesetzliche Mindestabstandsregelungen, etwa betref-
fend angrenzende Wohnnutzungen, dem Vorhaben nicht langer entgegengehalten werden (vgl.
§ 249 Abs. 7 Satz 2, Abs. 9 Satz 1 und 4 BauGB).

Il. Genehmigung von Anlagen fiir erneuerbare Energien

Energieanlagen unterliegen aufgrund ihrer Umwelt- und Sicherheitsrelevanz oft strengen Zulas-
sungsanforderungen.'® |hre Errichtung und ihr Betrieb bedarf deshalb nicht selten einer vorhe-
rigen Genehmigung™®im Wege eines Verwaltungsaktes.'” Die Rechtsgrundlagen fiir die Erteilung
der Genehmigung sind dem fiir die jeweils in Rede stehende Anlage maRgeblichen Fachgesetz
zu entnehmen. Speziellere Fachgesetze sind insoweit vorrangig heranzuziehen. So fallen Was-
serkraftwerke oder schwimmende Photovoltaikanlagen'® beispielsweise in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) und
des Landeswassergesetzes (LWG), wahrend sich die Genehmigung von immissionstrachtigen
Windparks und Biogasanlagen meistens nach dem Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschiitterungen und ahnliche Vorgange
(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) richten diirfte und Solaranlagen auf Gebduden

22 Meurers, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl. (Stand Oktober 2023),
§ 249 BauGB Rn. 89.

24 Wird fiir eine Region zumindest das Teilflachenziel erreicht, tritt in dieser Region die genannte
Rechtsfolge nicht ein, vgl. Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 28.

25 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 2.

6 Die Begriffe ,Genehmigung®, ,Zulassung®, ,Erlaubnis” oder ,Bewilligung” werden dabei
- ausgenommen im Wasserrecht - meist synonym verwendet, vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling,
Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 5.

27 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 2.

28 Weber, Rechtliche Aspekte von schwimmenden Photovoltaikanlagen, NuR 2024, 171 (172 ff.).
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und Freiflachen regelmaRig allenfalls einer Baugenehmigung nach der Landesbauordnung
(LBauO) erfordern. Die im Einzelnen durchaus unterschiedlich ausgestalteten fachgesetzlichen
Rechtsgrundlagen lassen dabei in ihren Grundziigen deutliche Parallelen erkennen (hierzu 1).™°
Fiir den Bereich der erneuerbaren Energien gelten ferner eine Vielzahl zusatzlich zu beachtender
Sondervorschriften, die einer Beschleunigung der Genehmigungsverfahren dienen sollen
(hierzu 2).

1. Grundziige der fachrechtlichen Genehmigungsverfahren

Der Genehmigung von Anlagen fiir erneuerbare Energien basiert meist auf demselben gedank-
lichen Grundschema: Vorab ist zu klaren, ob die in Rede stehende Anlage nach dem heranzuzie-
henden Fachgesetz liberhaupt genehmigungsbediirftig ist (hierzu a). Im Anschluss ist das ein-
schlagige Genehmigungsverfahren zu bestimmen, nach dem sich die formellen und materiellen
Genehmigungsvoraussetzungen richten (hierzu b). SchlieBlich muss liberpriift werden, ob neben
der fachgesetzlichen Genehmigung zusatzlich weitere behordliche Entscheidungen fiir die Aus-
fiihrung des Vorhabens erforderlich sind (hierzu c).

a. Genehmigungsbediirftigkeit

Genehmigungsbediirftig ist ein Vorhaben im Bereich des Ausbaus erneuerbare Energien dann,
wenn es fachgesetzlich unter einen Erlaubnisvorbehalt gestellt wurde.

Mit Erlaubnisvorbehalten wird es aus Griinden der praventiven Gefahrenabwehr verboten, be-
stimmte gefahrgeneigte Tatigkeiten ohne eine vorherige Erlaubniserteilung wahrzunehmen.™®
Insoweit wird unterschieden zwischen dem praventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt (sog.
Kontrollerlaubnis)™' und dem repressiven Verbot mit Befreiungsvorbehalt (sog. Dispens oder
Befreiung)™2.'3 Bei dem praventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt wird ein Vorhaben, das an
sich verfassungsrechtlich zuldssig ist, etwa weil es der Bau- oder Gewerbefreiheit unterfallt (vgl.
Art. 14 GG), lediglich ,formell“®* verboten, damit vor der Verwirklichung behérdlicherseits ge-
prift werden kann, ob das Vorhaben mit dem materiellen Recht in Einklang steht.” Ist dies der
Fall, ist die Genehmigung zwingend zu erteilen.”® Damit korrespondiert ein subjektiver Rechts-
anspruch des Vorhabentragers auf Erteilung der Genehmigung.™ Ein solches praventives Verbot

' Die rechtlichen Grundlagen wurzeln letztlich im allgemeinen Gefahrenabwehrrecht, vgl. Kloepfer,
Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 40.

B0 Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 46.

31 Ramsauer, in: Koch/Hofmann/Reese, Handbuch Umweltrecht, 5. Aufl. 2018, § 3 Rn. 90.

B2 Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 57.

33 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 6.

B4 Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 55.

5 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 6.

B¢ Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 55.

"7 Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 5 Rn. 55.
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mit Erlaubnisvorbehalt liegt zum Beispiel der Baugenehmigung nach § 61 LBauO™® und der im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 4 BImSchG™ zugrunde. Das repressive Verbot
mit Befreiungsvorbehalt betrifft hingegen gesetzlich missbilligte und von daher generell verbo-
tene Verhaltensweisen, die lediglich im Einzelfall nach pflichtgemaBem Ermessen der Behorde
erlaubt werden konnen.™ Der Vorhabentrager hat hier nur einen Anspruch auf ermessensfeh-
lerfreie Entscheidung.” Repressive Verbote mit Befreiungsvorbehalt finden sich vor allem im
Wasserrecht, etwa bei der Erlaubnis und Bewilligung einer Gewasserbenutzung nach §8
WHG142.143

Die Reichweite des fachgesetzlich angeordneten Erlaubnisvorbehaltes, etwa der bauordnungs-
oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht, richtet sich primar nach der Umwelt-
relevanz bzw. dem Gefahrenpotenzial des in Rede stehenden Vorhabens.™* So sind bestimmte
(kleinere) Windenergie- oder Solaranlagen beispielsweise liber § 62 LBauO von der Baugeneh-
migungspflicht ausgenommen. Weitgehend genehmigungsfrei sind danach etwa Gebaudepho-
tovoltaikanlagen und in (faktischen oder festgesetzten)™ Gewerbe- und Industriegebieten auch
kleinere Freiflachensolaranlagen bis zu einer Hohe von 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m
(vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e LBauO). Gleiches gilt fiir Kleinwindenergieanlagen bis zu einer
Gesamthohe von 10 m und 2 m auf Dachern in Gewerbe- und Industriegebieten sowie im Au-
Renbereich, wenn sie der dort privilegierten Hauptnutzung dienen (vgl. § 62 Abs.1 Nr.2
Buchst. e LBauO). An sich genehmigungspflichtige gebaudeunabhangige Anlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans konnen fer-
ner im Freistellungsverfahren nach § 67 LBauO genehmigungsfrei zu stellen sein. Einer immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegen Anlagen fiir erneuerbare Energien re-
gelmaRig nur dann, wenn sie auf Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem
MaBe geeignet sind, schadliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 BIm-
SchG). Die insoweit genehmigungsbediirftigen Anlagen sind im Anhang 1 der auf Grundlage des
§ 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 BImSchG erlassenen Vierten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige Anlagen - 4. BImSchV)
gelistet (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 der 4. BImSchV). Hierzu gehdren etwa Windenergieanlagen mit ei-
ner Gesamthdhe iiber 50 m (vgl. Nr. 1.6 Anhang 1 zur 4. BImSchV) oder Anlagen zur Erzeugung
von Biogas mit einer Produktionskapazitat 1,2 Mio. Nm3 je Jahr Rohgas oder mehr (vgl. Nr. 1.15
Anhang 1 zur 4. BImSchV). Ohne Genehmigungspflicht kann die Behorde gegen die Anlage bei

8 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 61 LBauO Rn. 3.

39 Schmidt-Kotters, in: BeckOK Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 70. Edition, Stand 01.01.2024, § 4
BImSchG Rn. 94.

0 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 7.

1 Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 7.

“2 Knopp/Miiller, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG AbwAG, Losebl. (Stand August 2023), § 8 WHG
Rn. 3.

™3 Auch das Instrument der Planfeststellung diirfte wegen des weiten Entscheidungsspielraums der
Behorde bei der Erteilung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung hier zu
verorten sein, vgl. Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht, 3. Aufl. 2020, § 4 Rn. 41.

“+ Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 2a.

™5 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 62 LBauO Rn. 42.
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festgestellten RechtsverstoRen lediglich mit nachtraglichen aufsichtsrechtlichen Anordnungen,
wie Untersagungs-, Stilllegungs- oder Beseitigungsverfiigungen vorgehen (vgl. §§ 80, 81 LBauO,
§§ 24, 25 BImSchG).

b. Artenvon Genehmigungsverfahren

Ist eine Anlage fiir erneuerbare Energien nach dem einschlagigen Fachgesetz genehmigungsbe-
diirftig, muss geklart werden, welche Art von Genehmigungsverfahren einschlagig ist. Denn hier-
nach richtet sich maRgeblich, welche formellen und materiellen Voraussetzungen an die Geneh-
migungserteilung zu stellen sind. Die Fachgesetze unterscheiden oftmals zwischen formlichen
Genehmigungsverfahren, vereinfachten Genehmigungsverfahren und Planfeststellungsverfah-
ren.1®

Den Regelfall bildet zumeist das formliche Genehmigungsverfahren. Formliche Verfahren stellen
zum Beispiel das Baugenehmigungsverfahren nach § 61, §§ 63 ff. LBauO und das immissions-
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren nach §8§ 4 ff., § 10 BImSchG i.V.m. der Neunten Ver-
ordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung iiber das Geneh-
migungsverfahren - 9. BImSchV) dar. Das formliche Verfahren kommt in erster Linie bei
groReren Anlagen zur Anwendung,’ etwa bei Windparks mit 20 oder mehr Anlagen mit einer
Gesamthohe von iiber 50 m (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a der 4. BImSchV i.v.m. Nr. 1.6.1
Anhang 1 zur 4. BImSchV). Im formlichen Verfahren gelten in formeller Hinsicht oftmals hohe
Verfahrensanforderungen. So kann die Durchfiihrung diverser Umweltpriifungen, wie eine Um-
weltvertraglichkeitspriifung (vgl. § 6 Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung - UVPG -
i.v.m. Anlage 1 zum UVPG), eine allgemeine oder standortbezogene Vorpriifung zur Feststellung
einer im Einzelfall bestehenden Umweltvertraglichkeitspriifungspflicht (vgl. § 7 UVPG i.V.m. An-
lage 1 zum UVPG) oder eine Flora-Fauna-Habitat-Vertraglichkeitspriifung (vgl. § 34 BNatSchg,
§ 18 LNatSchG), erforderlich sein. Vielfach ist auch eine Beteiligung anderer Fachbehdrden
und/oder der Offentlichkeit vorgesehen. Im Immissionsschutzrecht hat die Genehmigungsbe-
horde beispielsweise von samtlichen vom Vorhaben betroffenen Behorden Stellungnahmen
einzuholen (vgl. § 10 Abs. 5 BImSchG) und die Offentlichkeit zu beteiligen, indem das Vorhaben
offentlich bekanntgemacht und die Antragsunterlagen ausgelegt werden, um der Offentlichkeit
die Gelegenheit zu geben, innerhalb bestimmter Fristen Einwendungen geltend zu machen, die
mitunter in einem (fakultativen) Erérterungstermin nochmals erortert werden konnen (vgl. § 10
Abs. 3, 4 und 6 BImSchG). Materiell-rechtlich setzt die Erteilung einer Genehmigung im formli-
chen Verfahren voraus, dass dem Vorhaben weder fachgesetzliche noch sonstige offentlich-
rechtliche Vorschriften, wie etwa das Bauplanungs- oder Naturschutzrecht, entgegenstehen (vgl.
§ 70 Abs. 1 Satz 1 LBauO, § 6 Abs. 1 BImSchG).

Fiir einfach gelagerte Falle, bei denen die Durchfiihrung eines formlichen Verfahrens mit Riick-
sicht auf Art und Umfang des Vorhabens zu aufwandig ware, halten die Fachgesetze nicht selten

6 Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 19.
“ Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 20.
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vereinfachte Genehmigungsverfahren bereit.™® Vereinfachte Genehmigungsverfahren finden
sich etwa in § 66 LBauO und in § 19 BImSchG. Sie kommen in der Regel bei kleineren Anlagen™?,
beispielsweise bei gebaudeunabhangigen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie
(vgl. § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 LBauO), Kleinwindenergieanlagen (vgl. § 66 Abs. 3 LBauO) und klei-
neren Windparks mit einer Gesamthohe von mehr als 50 m und weniger als 20 Anlagen zur An-
wendung (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 4. BImSchV i.v.m. Nr. 1.6.2 Anhang 1 zur 4. BImSchV). Im
vereinfachten Verfahren gelten im Vergleich zu den formlichen Verfahren weniger strenge for-
melle und/oder materielle Genehmigungsanforderungen. So sind im immissionsschutzrechtli-
chen vereinfachten Verfahren die Vorschriften liber die Offentlichkeitsbeteiligung nicht anzu-
wenden (vgl. §19 Abs.2 BImSchG, §24 der 9.BImSchV), wahrend im baurechtlichen
vereinfachten Verfahren der materiell-rechtliche Priifungsumfang herabgesetzt ist, da hier aus-
schlieBlich gepriift wird, ob das Vorhaben den Vorgaben des Bauplanungsrechts und der sons-
tigen offentlich-rechtlichen Vorschriften geniigt, wobei das Bauordnungsrecht auRer Acht bleibt
(vgl. § 66 Abs. 4 LBau0).™®

Vereinzelt kann nach den fachgesetzlichen Vorgaben zur Zulassung einer Anlage fiir erneuerbare
Energien auch die Durchfiihrung eines Planfeststellungsverfahrens angeordnet sein.™ Meist
handelt es sich bei den planfeststellungsbediirftigen Vorhaben um komplexe, vielschichtige und
deshalb besonders konflikttrachtige Vorhaben, bei denen eine Vielzahl konfligierender Nut-
zungsinteressen aufeinandertreffen,’™ wie etwa die mit einem Gewasserausbau verbundene
Neuerrichtung eines Wasserkraftwerks (vgl. § 68 Abs. 1 und 2 WHG).™? Das Planfeststellungsver-
fahren dient gleichzeitig der Planung und der Zulassung des Vorhabens.™* Die allgemeinen Re-
gelungen zum Planfeststellungsverfahren sind in den §§ 72 ff. Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwWVfG) verankert, die durch die besonderen Vorschriften der Fachgesetze erganzt bzw. modifi-
ziert werden (vgl. etwa § 70 Abs. 1 WHG).™ Im Vergleich zum formlichen Genehmigungsverfah-
ren zeichnet sich das Planfeststellungsverfahren vor allem durch die Durchfiihrung eines vor-
geschalteten umfassenden Anhorungsverfahrens zur Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung
bei einer mit der Planfeststellungsbehorde nicht zwingend identischen Anhorungsbehorde
(vgl. § 73 VWVfG) und einen weiten planerischen Entscheidungsspielraum der Planfeststellungs-
behorde aus,™® der seine Grenzen in dem Erfordernis der Planrechtfertigung des konkreten Vor-
habens, den materiell-rechtlichen Vorschriften in Form zwingender Gebote und Verbote (sog.

“8 Vgl. Schack, in: BeckOK Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 70. Edition, Stand 01.04.2024, § 19
BImSchG Rn. 1; Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 66 LBauO
Rn. 1.

" Vgl. Kohls, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), Kapitel 130 Rn. 22.

50 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 66 LBauO Rn. 56.

> Fiir einen Kurziiberblick zum Planfeststellungsverfahren s.a. Kahl/Gdrditz, Umweltrecht,

11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 53 ff.

2. Kupfer, in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, Losebl. (Stand November 2023), § 74 VWVfG Rn. 174.

53 Fischerauer, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), § 40 EEG 2017 Rn. 20

%4 Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht, 3. Aufl. 2020, § 4 Rn. 13.

5 Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht, 3. Aufl. 2020, § 4 Rn. 14.

56 Kahl/Gdrditz, Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 53.
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Planleitsatze) und den Anforderungen des Abwagungsgebots (hierzu Punkt I. 1. c.) findet". Das
Planfeststellungsverfahren schlieBt mit einem Planfeststellungsbeschluss ab (vgl. § 74 Abs. 1
Satz 1 VwWVfG).™® In bestimmten Fallen kann anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine
Plangenehmigung in einem vereinfachten Plangenehmigungsverfahren erteilt werden, das nicht
den Verfahrensvorgaben des Planfeststellungsverfahrens unterliegt, mithin auch kein Anhorver-
fahrens erfordert (vgl. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 VwVfG).™®

¢.  Konkurrenz paralleler Genehmigungen

Zur Verwirklichung des Vorhabens konnen neben der fachgesetzlichen Genehmigung unter Um-
standen weitere behordliche Entscheidungen, etwa Genehmigungen, Erlaubnisse oder Bewilli-
gungen erforderlich sein. Ob dies der Fall ist, richtet sich danach, inwieweit die fachgesetzliche
Genehmigung Konzentrationswirkung entfaltet.

Kommt einer Genehmigung ein Konzentrationswirkung zu, schlieft sie andere behordliche Ent-
scheidungen mit ein. Es ist somit nur ein Genehmigungsverfahren durchzufiihren, in dem die
materiellen Vorschriften der lbrigen Entscheidungen mitgepriift werden.”® Einer gesonderten
Einholung der ersetzten Entscheidungen bedarf es nicht. Die Konzentrationswirkung ist dabei
rein formeller, nicht aber materieller Natur. Sie bewirkt im Genehmigungsverfahren eine Zu-
standigkeits-, Verfahrens- und Entscheidungskonzentration, ohne den Geltungsanspruch des
jeweils anzuwendenden materiellen Rechts einzuschranken.™' Vereinzelt konne die materiellen
Anforderungen jedoch spezialgesetzlich herabgesetzt sein. So sind beispielsweise die baupla-
nungsrechtlichen Zulassigkeitstatbestande der §§ 29 bis 37 BauGB nach der Sonderregelung
des § 38 BauGB in bestimmten Planfeststellungsverfahren nicht anzuwenden.’ Die Konzentra-
tionswirkung beschrankt sie regelmaRig auf das Genehmigungsverfahren; sie erstreckt sich nicht
auf nachfolgende Uberwachungs- und Eingriffsbefugnisse.®

Eine solche formelle Konzentrationswirkung ist beispielsweise in § 13 BImSchG fiir immissions-
schutzrechtliche Genehmigungen vorgesehen. Immissionsschutzrechtliche Genehmigungen
schlieRen deshalb andere behordliche Entscheidungen weitgehend ein. Dies gilt insbesondere

%7 Neumann/Kiilpmann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 74
VwWVfG Rn. 32.

%8 Bei dem Planfeststellungsbeschluss handelt es sich um eine benutzungsregelnde Allgemeinverfiigung
nach § 35 Satz 2 Alt. 3 VwVfG, vgl. Kahl/Gdrditz, Umweltrecht, 11. Aufl. 2019, § 4 Rn. 54.

5 Kupfer, in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, Losebl. (Stand November 2023), § 74 VWVfG Rn. 166.

%0 vgl. Giesberts, in: BeckOK Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 70. Edition, Stand 01.07.2023, § 13
BImSchG Vorb. zu Rn. 1.

81 Vgl. Kupfer, in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, Losebl. (Stand November 2023), Vorb. zu § 72
VwWVfG Rn.33, § 75 VwVfG Rn. 31.

%2 Wickel, in: Fehling/Kastner/Stormer, Verwaltungsrecht, 5. Aufl. 2021, § 75 VwVfG Rn. 23; Deutsch, in:
Mann/Sennekamp/Uechtritz, Verwaltungsverfahrensgesetz, 2. Aufl. 2019, § 75 VwVfG Rn. 71.

63 Dies gilt jedenfalls fiir immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, vgl. Giesberts, in: BeckOK
Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 70. Edition, Stand 01.07.2023, § 13 BImSchG Rn. 22.
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fur baurechtliche und naturschutzrechtliche Genehmigungen, Ausnahmen und Befreiungen.
Ausdriicklich nicht von der Konzentrationswirkung erfasst werden unter anderem wasserrecht-
liche Erlaubnisse und Bewilligungen. Neben der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung ei-
ner Biogasanlage kann daher zum Beispiel eine wasserrechtliche Erlaubnis oder Bewilligung
einzuholen sein, wenn bei dem Betrieb behandeltes Abwasser in ein Gewasser eingeleitet wer-
den soll. Eine noch weitergehende Konzentrationswirkung gilt nach § 75 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2
VwVfG und § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 VwVfG fur Planfeststellungsbeschlisse und Plangeneh-
migungen. Hier wird die Konzentrationswirkung lediglich vereinzelt aufgrund besonderer ge-
setzlicher Anordnungen durchbrochen. Uber § 19 Abs. 1 WHG wird etwa die Entscheidungskon-
zentration fiir wasserrechtliche Erlaubnisse oder Bewilligungen aufgehoben,® weshalb die
Planfeststellungsbehorde in einem Planfeststellungsbeschluss fiir ein Wasserkraftwerk stets
auch die Erlaubnis oder Bewilligung zur Ab- und Wiedereinleitung des Wassers gesondert aus-
zusprechen hat.™® Keine Konzentrationswirkung entfalten Baugenehmigungen.'’ Die neben der
Baugenehmigung fiir die Verwirklichung des Vorhabens erforderlichen behordlichen Entschei-
dungen sind dementsprechend gesondert einzuholen. Der Bauaufsichtsbehorde kommt inso-
weit allerdings eine Koordinierungsfunktion zu, nach der sie zur Einholung der parallel erfor-
derlichen Genehmigungen und zur einheitlichen Bekanntgabe der Entscheidungen verpflichtet
ist (vgl. § 65 Abs. 5 Satz 1 LBauO).™® Die Baugenehmigung darf erst erteilt werden, wenn die iib-
rigen Entscheidungen vorliegen.” Zu den neben der Baugenehmigung erforderlichen zusatzli-
chen Entscheidungen konnen etwa denkmalschutzrechtliche Genehmigungen zahlen.” Liegen
nicht alle fiir ein Vorhaben erforderlichen Genehmigungen vor, stehen dem Vorhaben bereits
aus diesem (formalen) Grund sonstige offentlich-rechtliche Vorschriften entgegen.”" Die Bauge-
nehmigung ist deshalb als umfassende und abschlieRende Entscheidung iiber das Vorhaben
anzusehen.” Sie bildet den Schlusspunkt bei der Erteilung verschiedener fiir ein Vorhaben (pa-
rallel) notwendiger Genehmigungen (sog. Schlusspunkttheorie)™3,

64 Giesberts, in: BeckOK Umweltrecht, Giesberts/Reinhardt, 70. Edition, Stand 01.07.2023, § 13 BImSchG
Rn. 13, 16.

85 Fiir wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen besteht daher nur eine Zustandigkeits- und
Verfahrenskonzentration, vgl. Kimper, in: BeckOK VwVfG, Bader/Ronellenfitsch, 63. Edition, Stand
01.04.2024, § 75 VwWVfG Rn. 6a.

% \gl. Fischerauer, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), § 40 EEG 2017 Rn.
21; Reuter, Rechtsfragen bei der Zulassung von Pumpspeicherkraftwerken, ZUR 2013, 458 (463).

%7 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 70 LBauO Rn. 55.

%8 QVR RP, Beschl. v. 25.07.2007 - 8 A 10587/07 -, juris Rn. 9; Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung
Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 65 LBauO Rn. 30.

%9 QVG RP Urt. v. 24.05.2017 - 8 A 11822/16 -, juris Rn. 38.

70 ygl. VG Neustadt (WeinstraBe), Urt. v. 24.03.2011 - 4 K 1119/10.NW -, juris Rn. 19.

M QVR RP, Beschl. v. 25.07.2007 - 8 A 10587/07 -, juris Rn. 8; Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung
Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 65 LBauO Rn. 30.

72 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 70 LBauO Rn. 53.

7 OVG RP Urt. v. 24.05.2017 - 8 A 11822/16 -, juris Rn. 38.
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2. Besonderheiten bei Anlagen fiir erneuerbare Energien

Bei der Zulassung von Anlagen fiir erneuerbare Energien sind zahlreiche europaische und nati-
onale Sonderregelungen zu beriicksichtigen, deren Ziel vor allem darin liegt, die Genehmigungs-
verfahren und damit den Ausbau erneuerbarer Energien zu beschleunigen. Zur Beschleunigung
der Genehmigungsverfahren werden einerseits die formellen Verfahrensanforderungen verein-
facht (hierzu a) und andererseits materielle Zulassungshiirden abgebaut (hierzu b).”

a. Formelle Vereinfachungen des Zulassungsrechts

Verfahrensrechtliche Sonderregelungen fiir die Genehmigung von Anlagen fiir erneuerbare
Energien sind liberwiegend in dem fiir die Genehmigungserteilung maRgeblichen Fachgesetz
verankert, also - je nach Ausgestaltung des Vorhabens - in der LBauO, dem BImSchG oder dem
WHG. Die Regelungen sind weitgehend unionsrechtlich gepragt. Sie dienen regelmaRig der Um-
setzung der jeweils geltenden Fassung der EERL. Derzeit werden sie noch teilweise von der am
30. Dezember 2022 in Kraft getretenen, zunachst bis zum 30. Juni 2024 befristeten und inzwi-
schen in Teilen™ bis zum 30. Juni 2025 verlangerten™® NotfallvVO uberlagert. In dieser legte der
Rat der Europaischen Union als Reaktion auf die durch den Ukrainekrieg ausgeloste Energiekrise
voriibergehende Notfallvorschriften fest, um die Genehmigungsverfahren fiir die Erzeugung von
Energie aus erneuerbaren Energiequellen zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit zu be-
schleunigen.” Die Vorschriften der NotfallvO werden inzwischen sukzessive von den bereits am
20. November 2023 mit der RED IlI eingefiihrten, noch nicht innerstaatlich umgesetzten® Neu-
regelungen der EERL abgelost, die ein dauerhaftes, stabiles System zur Beschleunigung der Ge-
nehmigungsverfahren schaffen sollen.”

Die genannten Regelwerke enthalten zur Beschleunigung der formlichen Zulassungsverfahren
regelmaRig ein Biindel von Einzelinstrumenten. Typische MaRnahmen bilden beispielsweise die

7 Zur NotfallvO, vgl. Thierjung, Erleichterung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien durch die EU-
Notfall-Verordnung und weitere Anderungen im Umweltrecht, DVBL. 2024, 529 (539).

5 Art. 1, Art. 2 Nr. 1, Art. 3 Abs. 2, Art. 3a, Art. 5 Abs. 1, Art. 6 und Art 8 NotfallvO.

76 Verordnung (EU) 2024/223 des Rates vom 22.12.2023 zur Anderung der Verordnung (EU) 2022/2577
zur Festlegung eines Rahmens fiir einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien,
ABL. L 2024/223.

77 Vgl. EWG (1) NotfallvO.

78 Auf Bundesebene liegt ein Referentenentwurf des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Klimaschutz (BMWK), des Bundesministeriums fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB)
und des Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
(BMUV) eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 im Bereich Windenergie an Land
und Solarenergie vor, Bearbeitungsstand 02.04.2024 (nachfolgend: RefE), abrufbar unter
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben /240403-gesetz-umsetzung-
red-3-wind-an-land-und-solarenergie.html, zuletzt abgerufen am 10.06.2024. Auf Landesebene ist
eine Anderung der LBauO durch das Landesgesetz zur Anderung bauordnungs- und
berufsqualifikationsrechtlicher Vorschriften vom 10.05.2024 geplant, vgl. LT-Drs. 18/9534.

7 Vgl. EWG (2) VO (EU) 2024/223.
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Festlegung von kurzen Hochstentscheidungsfristen® (vgl. § 11 Abs.5 WHG, Art. 16¢c Abs. 1,
Art. 16d Abs. 1 UAbs. 1 Satz 1, Abs. 2 UAbs. 1 Satz 1 EERL'"), die Option der Abwicklung des Ver-
fahrens iiber eine einheitliche Stelle nach §§ 71a ff. vwVvfG™? (vgl. § 10 Abs. 5a Nr.1, § 23b
Abs. 3a Nr. 1 BImSchG, § 11a Abs. 2, § 70 Abs. 1 Satz 2 WHG), die Herausgabe von Verfahrens-
handbiichern™3 (vgl. § 10 Abs. 5a Nr. 2 BImSchG, § 11a Abs. 3, § 70 Abs. 1 Satz 2 WHG), die (voll-
standige) Digitalisierung des Verfahrens (vgl. § 10 Abs. 1, 3 und 8a BImSchG, Art. 16 Abs. 3 Satz 7
EERL) und Beschrankungen der Umweltvertraglichkeitspriifung (vgl. Art.16c Abs.2 und 3,
Art. 16d Abs. 1 UAbs. 1 Satz 2 EERL™*).

Herkommlicherweise sind diese MaBnahmen stets vorhabenbezogen. Sie gelten entweder fiir
samtliche dem Anwendungsbereich der EERL unterfallende Projekte oder fiir bestimmte beson-
ders forderungswiirdige Technologien, von denen man sich eine moglichst rasche, kostengiins-
tige und umweltvertragliche Beschleunigung des Ausbaus der Nutzung erneuerbarer Energien
erhofft, wie etwa die Errichtung von Solaranlagen oder das Repowering von Altanlagen.™® Dieser
vorhabenbezogene Beschleunigungsansatz wird mit den Regelungen des Art. 6 NotfallvO und
§§ 15b EERL um einen gebietsbezogenen Ansatz erganzt, nach dem die Reichweite der Beschleu-
nigungsmaBnahmen kiinftig nicht mehr nur von der Art des Vorhabens, sondern auch davon
abhangt, in welchem Gebiet das Vorhaben verwirklicht werden soll.

aa. Gebietsbezogene Ausnahmen von Umweltpriifpflichten nach Art. 6 NotfallvO
Mit Art. 6 NotfallvO wurde erstmals eine europaische Rechtsgrundlage geschaffen, aufgrund de-

rer die Mitgliedstaaten fiir Projekte im Bereich der erneuerbaren Energien Ausnahmen von der
Umweltvertraglichkeitspriifung nach Art. 2 Abs. 1 der Umweltvertraglichkeits-Richtlinie (UVP-

80 Zur Frage der Unionsrechtskonformitat der Moglichkeit einer mehrfachen Fristverlangerung nach § 10
Abs. 6a Satz 2 BImSchG, vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Losebl (Stand September
2023), § 10 BImSchG Rn. 242a.

81 Zuvor Art. 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3, Art. 5 Abs. 1 und 2 NotfallvO.

82 Der einheitlichen Stelle kommen primar verfahrensbezogene Aufgaben als Mittlerin im
Genehmigungsverfahren zu; sie hat keine materiellen Entscheidungsbefugnisse, vgl. Dietlein, in:
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Losebl (Stand September 2023), § 10 BImSchG Rn. 270c.

'8 Siehe etwa Verfahrenshandbuch des Ministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat
(MKUEM) und der Struktur- und Genehmigungsdirektionen (SGD) Nord und Siid zur Durchfiihrung von
Genehmigungsverfahren fiir Windenergieanlagen in Rheinland-Pfalz, abrufbar unter
https://mkuem.rlp.de/fileadmin/14/Themen/Energie_und_Klimaschutz/3. Erneuerbare Energien/W
indenergie/20240305_Verfahrenshandbuch_Windenergie.pdf, zuletzt abgerufen am 10.06.2024.

'8 Zuvor Art. 4 Abs. 1 Satz 2, Art. 5 Abs. 3 und 4 NotfallvO.

85 Vgl. EWG (5) NotfallvO.
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RL)'® und den artenschutzrechtlichen Bewertungen nach Art. 12 der Flora-Fauna-Habitat-Richt-
linie (FFH-RL)"® und Art. 5 der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL)'8 vorsehen konnen, wenn das Pro-
jektin einem flir erneuerbare Energien ausgewiesenen Gebiet durchgefiihrt wird, das einer Stra-
tegischen Umweltpriifung nach der Strategische Umweltpriifungs-Richtlinie (SUP-RL)™®
unterzogen worden ist (vgl. Art. 6 Satz 1 NotfallvO). Die zustandige Behorde hat allerdings si-
cherzustellen, dass auf der Grundlage der vorhandenen Daten geeignete und verhaltnismaRige
MinderungsmalRnahmen™® ergriffen werden, um die Einhaltung der genannten artenschutz-
rechtlichen Vorgaben zu gewahrleisten (vgl. Art. 6 Satz 2 NotfallvO). Falls solche MaBnahmen
nicht verfligbar sind, hat sie dafiir Sorge zu tragen, dass der Betreiber einen finanziellen Aus-
gleich fiir Artenschutzprogramme zahlt, damit der Erhaltungszustand der betroffenen Arten ge-
sichert oder verbessert wird (vgl. Art. 6 Satz 3 NotfallvO).

Von dieser Ausnahmemoglichkeit hat der Bund unter anderem mit Erlass des § 6 WindBG Ge-
brauch gemacht.” Hiernach ist im Verfahren zur Genehmigung einer Windenergieanlage in ei-
nem zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung ausgewiesenen Windenergiegebiet nach § 2
Nr. 1 WindBG abweichend von den Vorschriften des UVPG keine Umweltvertraglichkeitspriifung
und abweichend von den Vorschriften des § 44 Abs. 1 BNatSchG keine artenschutzrechtliche
Priifung durchzufiihren (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 1 WindBG). Voraussetzung fiir das Entfallen der Priif-
pflichten ist, dass bei Ausweisung des Windenergiegebiets eine Umweltpriifung nach § 8 ROG
oder § 2 Abs. 4 BauGB durchgefiihrt wurde (Nr. 1) und das Windenergiegebiet nicht in einem
Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nationalpark liegt (Nr.2) (vgl. § 6
Abs. 1 Satz 2 WindBG). Die zustandige Behdrde hat zur Gewahrleistung der Einhaltung der Vor-
schriften des § 44 Abs. 1 BNatSchG ferner geeignete und verhaltnismaRige Minderungsmafnah-
men auf Grundlage vorhandener Daten anzuordnen. Die Daten miissen eine ausreichende raum-
liche Genauigkeit aufweisen und dirfen zum Zeitpunkt der Entscheidung iiber den
Genehmigungsantrag nicht alter als flinf Jahre sein (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 3 WindGB). Fiir die Prii-
fung des Totungs- und Verletzungsverbots bei kollisionsgefahrdeten Brutvogeln konnen § 45b

8 Richtlinie 2011/92/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13.12.2011 iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten (ABL. 2012 L 26,
S. 1), zuletzt geandert durch Art. 1 AndRL 2014/52/EU vom 16.04.2014 (ABL. 2014 L 124 S. 1).

87 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABL. 1992 L 206 S. 7), zuletzt gedndert durch Art. 1 AndRL
2013/17/EU vom 13.05.2013 (ABL. 2013 L 158 S. 193).

88 Richtlinie 2009/147/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 iiber die
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABL. 2010 L 20 S. 7), zuletzt gedndert durch Art. 5 VO (EU)
2019/1010 vom 05.06.2019 (ABL. 2019 L 170 S. 115).

'8 Richtlinie 2001/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27.06.2001 iiber die Priifung
der Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme (ABL. 2001 L 197 S. 30).

%0 Zum Begriff der MinderungsmaBnahmen s.a. Kohls/Boerstra, Aktuelle Beschleunigungsgesetzgebung
zum, Netzausbau - EU-Notfall-Verordnung, RED Il und Umsetzung in Deutschland (Teil 1), EnWZ 2024,
69 (74).

¥ Weitere Ausnahmeregelungen finden sich in § 43m Abs. 1 Satz 1 Gesetz liber die Elektrizitats- und
Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) (Stromnetzausbau an Land), § 72a Abs. 1 Satz 1
Gesetz zur Entwicklung und Forderung der Windenergie auf See (Windenergie-auf-See-Gesetz -
WindSeeG) (Stromnetzausbau auf See) und in § 14b Abs. 1 UVPG (Solaranlagen bei Stadtebauprojekt).
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Abs. 1 bis 5 BNatSchG i.V.m. Anlage 1 hierzu entsprechend herangezogen werden.” Zum Schutz
von Fledermausen sind stets geeignete MinderungsmaBnahmen, etwa in Form von Abregelun-
gen, anzuordnen (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 4 WindBG)."? Soweit keine Daten vorhanden oder geeignete
und verhaltnismaRige MaBnahmen nicht verfiigbar sind, hat der Betreiber fiir die Dauer des Be-
triebes eine von der zustandigen Behorde zusammen mit der Genehmigung festzusetzende jahr-
liche Zahlung in Geld zu leisten (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 5 bis 11 WindBG). Eine Ausnahmebewilligung
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 12 WindBG). Einer Priifung
von zumutbaren Standortalternativen oder des Erhaltungszustandes von Populationen bedarf
es mithin nicht.™

Die Vorschrift des Art. 6 NotfallvO i.v.m. § 6 WindBG fuhrt zu einer weitreichenden Verkiirzung
der umweltrechtlichen Zulassungsvoraussetzungen. Sie bewirkt zunachst eine Vorverlagerung
der Umweltpriifung von dem Genehmigungs- auf das Planungsverfahren. Anstelle der fiir eine
Zulassung bislang erforderlichen projektbezogenen Umweltvertraglichkeitspriifung geniigt nun
die bereits im Zuge der Planung durchgefiihrte, wenn auch grobmaschigere Strategische Um-
weltpriifung, die fiir den Erlass der Raumordnungsplane in § 8 ROG und fiir Bauleitplane tber
§ 2 Abs. 4 BauGB vorgeschrieben ist. Eine Erhohung der Anforderungen an die Strategische Um-
weltpriifung ist damit nicht verbunden. Dariiber hinaus werden fiir den Teilbereich des be-
sonderen Artenschutzes erstmals auch die materiellen Anforderungen an den Umweltschutz ge-
senkt.” Die bisherige artenschutzrechtliche Priifung nach § 44 BNatSchG wird durch eine
modifizierte artenschutzrechtliche Priifung nach § 6 WindBG ersetzt. Ob und inwieweit arten-
schutzrechtliche Zugriffsverbote bestehen, beurteilt sich danach nur noch nach der vorhande-
nen Datenlage. Die Behorde kann von dem Vorhabentrager insbesondere nicht mehr die Vorlage
von Kartierungen oder Fachbeitragen, etwa Habitatpotenzial- oder Raumnutzungsanalysen, ver-
langen.” Fiir den Vorhabentrager besteht iiberdies immer die Moglichkeit, das Vorhaben trotz
bestehender Zugriffsverbote bei einer Geldzahlung fiir MaBnahmen im Rahmen nationaler Ar-
tenhilfsprogramme nach § 45d Abs. 1 BNatSchG zu verwirklichen, ohne dass die strengen Vo-
raussetzungen einer Ausnahmebewilligung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erfiillt sein mussen. Ar-
tenschutzrechtliche Zugriffsverbote konnen der Genehmigung einer Windenergieanlage im

2. BMWK, Vollzugsempfehlungen zu § 6 Windenergieflachenbedarfsgesetz (nachfolgend:
Vollzugsempfehlungen zu § 6 WindBG), abrufbar unter
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/V/vollzugsleitfaden-6-windbg.html, zuletzt
abgerufen am: 10.06.2024, S. 11.

* Vollzugsempfehlungen zu § 6 WindBG, S. 13.

¥4 Vollzugsempfehlungen zu § 6 WindBgG, S. 17.

%5 Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 14

% Vgl. Kohls/Boerstra, Aktuelle Beschleunigungsgesetzgebung zum, Netzausbau - EU-Notfall-
Verordnung, RED Il und Umsetzung in Deutschland (Teil 1), EnWZ 2024, 69 (72) zu § 43m EnWG.

7 Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 8.
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Geltungsbereich des § 6 WindBG daher letztlich nicht mehr entgegengehalten werden.”® Sons-
tige zwingende Vorgaben aus dem Umweltrecht etwa aus § 34 BNatSchG bleiben indes unbe-
rihrt.”

bb. Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nach Art. 15¢ EERL

Der mit Art. 6 NotfallVO eingeleitete gebietsbezogene Beschleunigungsansatz, einschlieBlich der
damit verbundenen ,Hochzonung“?*® von Umweltpriifungen von der Genehmigungs- auf die Pla-
nungsebene und Lockerung der materiellen Zulassungsvoraussetzungen bestimmter Bereiche
des Umweltrechts, wird mit den Art. 15b ff. EERL aufgegriffen und weiter fortgefiihrt. Im Mittel-
punkt steht insoweit die Ausweisung einer neuen Gebietskategorie, namlich der sog. Beschleu-
nigungsgebiete fiir erneuerbare Energie nach Art. 15c¢ EERL.

Nach Art. 15c EERL sind die Mitgliedstaaten kiinftig dazu verpflichtet, Beschleunigungsgebiete
fliir erneuerbare Energie auszuweisen. Hierzu haben sie zunachst bis zum 21. Mai 2025 alle fiir
den Ausbau erneuerbarer Energien potenziell geeigneten Gebiete zu erfassen, die notwendig
sind, um den nationalen Beitrag zur Verwirklichung des Gesamtziels der Union, einer Steigerung
des Anteils erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf mindestens
42,5 % (vgl. Art. 3 Abs. 1 EERL), zu leisten (vgl. Art. 15b Abs. 1 UAbs. 1 Satz 1 EERL). Sodann ist bis
zum 21. Februar 2026 sicherzustellen, dass die zustandigen Behorden Teile der erfassten Ge-
biete fiir eine oder mehrere Arten erneuerbarer Energiequellen planerisch als Beschleunigungs-
gebiete ausweisen (vgl. Art. 15c Abs. 1 UAbs. 1 Satz 1 EERL). Voraussetzung fiir die Ausweisung
eines Beschleunigungsgebiets ist, dass die Nutzung der jeweiligen Art erneuerbarer Energie in
diesem Gebiet in Anbetracht der Gebietsbesonderheiten voraussichtlich keine erheblichen Um-
weltauswirkungen zeitigen wird (vgl. Art. 15¢ Abs. 1 UAbs. 1 Satz 3 Buchst.a EERL, EWG (26)
EERL). Als Beschleunigungsgebiet eigen sich somit vorrangig kiinstliche und versiegelte Flachen,
wie Dacher und Fassaden von Gebauden oder kiinstliche Binnengewasser (vgl. Art. 15c Abs. 1
UAbs. 1 Satz 3 Buchst. a Zif. i EERL). Nicht als Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind hinge-
gen besonders schutzwiirdige Gebiete wie Natura-2000-Gebiete oder Hauptvogelzugrouten (vgl.
Art. 15c Abs. 1 UAbs. 1 Satz 3 Buchst. a Zif. ii EERL). Mit der Ausweisung eines Beschleunigungs-
gebiets sind zugleich geeignete Regeln fiir wirksame MinderungsmafBnahmen festzulegen, die
bei der Errichtung von Anlagen fiir erneuerbare Energien zu ergreifen sind, um mogliche nega-
tive Umweltauswirkungen zu vermeiden oder, falls dies nicht moglich ist, gegebenenfalls erheb-
lich zu verringern (vgl. Art. 15c Abs. 1 UAbs. 1 Satz 3 Buchst. b EERL). Auch konkrete Minderungs-
maBnahmen konnen vorgeschrieben werden.?' Die Regeln und MaRnahmen sind auf die
Besonderheiten des jeweiligen Gebiets, der auszubauenden Technologie und die ermittelten

1

©

8 Arbeitshilfe Wind-an-Land, S. 17.

9 Vgl. Ruge, Deutschlandgeschwindigkeit flir Genehmigungsverfahren - Artenschutz adé? Umsetzung
des Art. 6 EU-NotfallvO in deutsches Recht, NVwZ 2823, 1033 (1036 f.) zu § 43m EnWG.

20 Wulff, Die Umsetzung der erneuerbaren Energien-Richtlinie (RED I1) in nationales Recht, NVwZ 2024,
368 (369).

201 ygl. EWG (28) RED .
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Umweltauswirkungen auszurichten (vgl. Art. 15c Abs. 1 UAbs. 2 EERL). Im Rahmen der Planungs-
verfahren ist zwingend eine Strategische Umweltpriifung nach der SUP-RL durchzufiihren. So-
fern erhebliche Auswirkungen auf Natura-2000-Gebiete zu erwarten sind, ist ferner eine Flora-
Fauna-Habitat-Vertraglichkeitspriifung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL erforderlich (vgl. Art. 15c Abs. 2
EERL). Die Offentlichkeit ist bei der Planaufstellung zu beteiligen (vgl. Art. 15d EERL).

Mit der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten richtet sich der Umfang der Genehmigungs-
vereinfachungen an erster Stelle danach, ob das Vorhaben innerhalb oder auRerhalb eines hier-
flir vorgesehenen Beschleunigungsgebiets verwirklicht werden soll. Wahrend auBerhalb der Be-
schleunigungsgebiete nur noch moderate Verfahrenserleichterungen greifen, wie etwa
Hochstentscheidungsfristen von in der Regel zwei Jahren (vgl. Art. 16b Abs. 1 Satz 1 EERL), gelten
innerhalb der Beschleunigungsgebiete weitreichende BeschleunigungsmaRnahmen. Abgesehen
von deutlich kiirzeren Hochstentscheidungsfristen von regelmaRig maximal zwolf Monaten (vgl.
Art. 16a Abs. 1 Satz 1 EERL) und einer Genehmigungsfiktion bei behordlicher Untatigkeit fiir zwi-
schengeschaltete Verfahrensschritte (vgl. Art. 16a Abs. 6 Satz 1 EERL) kommen hier vor allem
umfassende - dem Art. 6 NotfallvO nachgebildete - Ausnahmen von Umweltpriifpflichten nach
Art. 16a Abs. 3 bis 5 EERL zum Tragen. Hiernach sind neue Projekte im Bereich der erneuerbaren
Energien in ausgewiesenen Beschleunigungsgebieten grundsatzlich von der Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer speziellen Umweltvertraglichkeitspriifung gemaR Art. 2 Abs. 1 UVP-RL und
einer Flora-Fauna-Habitat-Vertraglichkeitspriifung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL ausgenommen, so-
fern diese Projekte mit Art. 15c Abs. 1 Buchst. b EERL im Einklang stehen (vgl. Art. 16a Abs. 3
UAbs. 1 Satz 1 und UAbs. 2 EERL). Hiervon ist auszugehen, wenn das Projekt die planerisch auf
Grundlage der Strategischen Umweltpriifung und einer etwaigen Flora-Fauna-Habitats-Vertrag-
lichkeitspriifung festgelegten Anforderungen an die in dem Beschleunigungsgebiet zu ergrei-
fenden MinderungsmaBnahmen wahrt. In diesem Fall wird namlich vermutet, dass dem Projekt
die Vorgaben aus Art. 6 Abs. 2 und Art. 12 Abs. 1 FFH-RL, Art. 5 VS-RL und Art. 4 Abs. 1 Buchst. a
Zif.i und Zif.ii der Wasser-Rahmen-Richtlinie (WRRL)?°? nicht entgegenstehen (vgl. Art. 15c
Abs. 1 UAbs. 3 Satz 1 EERL). Anstelle der genannten Umweltpriifungen hat die Genehmigungsbe-
horde auf Grundlage vom Projekttrager bereitgestellter Informationen innerhalb einer 45-tagi-
gen Frist nur noch ein ,schnelles Screening“?® vorzunehmen (vgl. Art. 16a Abs. 4 und 5 EERL).
Ziel dieses Screening ist es festzustellen, ob das Projekt angesichts der dkologischen Sensibili-
tat des jeweiligen geografischen Gebiets, hochstwahrscheinlich erhebliche unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen haben wird, die bei der Umweltpriifung der Plane zur Ausweisung von
Beschleunigungsgebieten fiir erneuerbare Energie nicht ermittelt wurden. Nach dem Screening
gelten Projekte, die den in den Planen festgelegten Vorschriften und MaBnahmen entsprechen,

202 Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung
eines Ordnungsrahmens fiir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL 2000 L
327S. 1), zuletzt geandert durch Art. 1 AndRL 2014/101/EU vom 30.10.2014 (ABL. 2014 L 311 S. 32).

203 EWG (35) RED .
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- in Einklang mit der Vermutung des Art. 15c Abs. 1 UAbs. 3 Satz 1 EERL - unter den genannten?%*
Umweltgesichtspunkten als genehmigt (vgl. Art. 16a Abs.5 UAbs. 1 Satz 1 EERL). Mit der Be-
schrankung der formellen Umweltprifpflichten geht daher auch hier eine Senkung der materi-
ellen Voraussetzungen an den Umweltschutz, konkret den Arten-, Habitat- und Gewasserschutz,
einher. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die insoweit darlegungs- und beweisbelastete Ge-
nehmigungsbehorde eine hohe Wahrscheinlichkeit erheblicher unvorhergesehener nachteiliger
Auswirkungen feststellt (vgl. Art. 16a Abs. 5 UAbs. 1 Satz 1 EERL). In diesem Fall ist das Projekt
binnen sechs Monaten den jeweiligen Umweltpriifungen zu unterziehen (vgl. Art. 16a Abs. 5
UAbs. 1 Satz 3 EERL). Eine Genehmigung des Projekts richtet sich dann nach den bisherigen MaR-
staben, das heiBt das Vorhaben muss den umweltrechtlichen Vorgaben formell wie materiell
vollumfanglich Stand halten.?® Fiir die Mitgliedstaaten bleibt es indes moglich, Windenergie-
und Photovoltaikprojekte auch in dieser Konstellation unter begriindeten Umstanden von den
Priifpflichten auszunehmen etwa, weil dies erforderlich ist, um die klimapolitischen Vorgaben
und die Zielvorgaben fiir den Ausbau erneuerbarer Energien zu erreichen (vgl. Art. 16a Abs. 5
UAbs. 2 EERL). Insoweit ist sicherzustellen, dass der Betreiber - je nach Verfiigharkeit - ange-
messene Minderungsmalnahmen ergreift, AusgleichsmaBnahmen vornimmt oder Ausgleichzah-
lungen leistet (vgl. Art. 16a Abs. 5 UAbs. 3 Satz 1 und 2 EERL). Auch kiinftig konnen die Mitglied-
staaten im Bereich der Windenergie und der Photovoltaik mithin Regelungen vorsehen, die es
dem Betreiber ermoglicht, sich von bestimmten umweltrechtlichen Vorgaben ,freizukaufen*2°®,

Eine Umsetzung der Art. 15b ff. EERL in innerstaatliches Recht steht noch aus. Auf Bundesebene
sind nach derzeitigem Stand unter anderem Anderungen des BauGB, der ROG, des WindBG und
des BImSchG geplant. Im BauGB und im ROG soll eine Pflicht zur Ausweisung von Beschleuni-
gungsgebieten fiir Wind- und Solarenergie in Raumordnungsplanen?’ und in Flachennutzungs-
planen?%® geregelt werden. Die entsprechenden Vorschriften sollen durch eine Anlage zu den
Regeln fiir MinderungsmaBnahmen erganzt werden, die eine Palette allgemeiner Regeln und
MaBnahmen enthalt, derer sich die zustandigen Planungstrager bedienen konnen, um auf das
konkrete Beschleunigungsgebiet zugeschnittene Regeln fiir MinderungsmaBnahmen festzule-

2% Die Reichweite der Genehmigungsfiktion ist dem Wortlaut nach unklar, vgl. auch Thierjung,
Erleichterung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien durch die EU-Notfall-Verordnung und weitere
Anderungen im Umweltrecht, DVBL. 2024, 529 (533) Fn. 61. Aufgrund des Zusammenhangs mit der
Vermutung des Art. 15c Abs. 1 UAbs. 3 Satz 1 EERL diirfte es allerdings naheliegen, die
Genehmigungsfiktion nur auf die Vorgaben aus Art. 6 Abs. 2 und Art. 12 Abs. 1 FFH-RL, Art. 5
Vogelschutz-RL und Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Zif. i und Zif. ii WRRL zu erstrecken, s.a. Bundesverband
WindEnergie (BWE), Positionspapier: Das Screening in der RED Ill, Stand Februar 2024, abrufbar unter
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-
oeffentlich/themen/01-mensch-und-umwelt/02-planung/20240207 BWE-
Positionspapier_Screening RED_IIl.pdf, zuletzt abgerufen am 10.06.2024, S. 4. Diese Annahme scheint
auch & 6b Abs. 4 Satz 2 und 3 WindBGRefE zugrunde zu liegen.

205 Vgl. Sobotta, REPowerEU - Quo vadis Naturschutz? Ein erster Blick auf die revidierte Richtlinie liber
erneuerbare Energien, NVwZ 2023, 1609 (1612).

26 ygl. Ruge, Die EU-Notfallverordnung - Revolution im EU-Umweltrecht?, NVwZ 2023, 870 (874).

207 8§ 28, 29 ROGRefE.

208 § 2493, § 249c BauGBRefE.
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gen. Die Sonderregelungen des Genehmigungsverfahrens innerhalb von Beschleunigungsgebie-
ten (vgl. Art. 15¢, 15d, 16, 16a EERL) sollen fiir die Bereiche der Windenergie an Land und die
Solarenergie im WindBG?® geregelt werden. Dabei beabsichtigt der Bund, Windenergie- und
Photovoltaikprojekte nach Art. 16a Abs. 5 UAbs. 2 und 3 EERL vollstandig von der Pflicht zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung und einer Flora-Fauna-Habitat-Vertraglich-
keitsprifung auszunehmen.?® Der Genehmigung von Vorhaben im Bereich der Windenergie und
der Photovoltaik konnen damit die naturschutzrechtlichen Erhaltungsziele der Natura 2000-Ge-
biete nach § 34 BNatSchg, die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach §§ 44 BNatSchG und
die wasserrechtlichen Bewirtschaftungsziele nach § 27 WHG nicht mehr entgegengehalten wer-
den, sofern ausreichende MinderungsmafRnahmen, AusgleichsmaBnahmen oder Ausgleichszah-
lungen vorgenommen werden.?" Die allgemeinen Regelungen zur Beschleunigung des Geneh-
migungsverfahrens auch auBerhalb von Beschleunigungsgebieten (vgl. Art. 16, 16b EERL )??
sollen fiir die immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtigen Vorhaben in das BImSchG?®»
integriert werden. Auf Landesebene ist fiir ausschlieBlich baurechtlich genehmigungspflichtige
Vorhaben eine Umsetzung der Neuregelungen in der LBauO geplant.?

b. Materielle Vereinfachungen des Zulassungsrechts, insbesondere § 2 EEG 2023

Materiellrechtliche Sonderregelungen finden sich nicht nur in dem der Genehmigungserteilung
jeweils zugrundeliegenden Fachgesetz, sondern auch in diversen sonstigen offentlich-rechtli-
chen Vorschriften, denen das Vorhaben im Einzelfall Rechnung zu tragen hat, beispielsweise
dem Bauplanungs- und dem Naturschutzrecht. Im Bauplanungsrecht etwa existieren eine Viel-
zahl von Sondervorschriften fiir die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit von Windenergieanla-
gen (vgl. § 249 BauGB), Biogasanlagen (vgl. § 246d BauGB) und Solaranlagen an Gebauden (vgl.
§ 248 Satz 2 BauGB, § 14 Abs. 3 Satz 1 BauNVO). GroRere, meist innenbereichsunvertragliche An-
lagetypen, wie Windenergieanlagen, Wasserkraftwerke, Solaranlagen an Gebauden oder auf
Freiflachen entlang von Verkehrswegen und unter Einschrankung auch betriebsbezogene Bio-
gasanlagen und Agri-Photovoltaikanlagen®> zahlen oft zu den im AuRenbereich privilegierten
Vorhaben (vgl. § 35 Abs. 1 Nr. 5, 6, 8 und 9 BauGB). Eine (verstarkte) Privilegierung insbesondere
von groRReren Freiflachensolaranlagen soll den Gesetzesvorhaben der Bundesregierung zufolge
kiuinftig fiir im Flachennutzungsplan ausgewiesene Solarenergiegebiete greifen.?’® Im Natur-
schutzrecht finden sich hauptsachlich fiir den Bereich der Windenergie Spezialregelungen (vgl.

209 § 6b, § 6¢ WindBGRefE.

210 ygl. Begr. RefE S. 30.

M Vgl Begr. RefE S. 36 f.

22 Vorschlage zur Umsetzung der vorhabenbezogenen Sondervorschriften u.a. in Art. 16¢, 16d EERL
stehen auf Bundes- und Landesebene soweit ersichtlich noch aus.

3 Vgl. § 10a BImSchGRefE.

24 ygl, LT-Drs. 18/9534, S. 14 ff., 45 ff. zu § 65 Abs. 6, § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11, Abs. 5, § 67 Abs. 1 Satz 1
LBauO n.F.

25 Zur Privilegierung von Agri-Photovoltaikanlagen im AuRenbereich, s.a. Otto/Wegner, Hofnahe Agri-
PV-Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB: Privilegierte Mehrfachnutzung fiir weniger
Flachenkonkurrenz und mehr Akzeptanz?, ZUR 2024 154.

26 Vgl. § 249b BauGBRefE; Begr. RefE S. 45 ff.
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§ 26 Abs. 3 BNatSchG, § 45b BNatSchG, 45c BNatSchG), die unter anderem die strengen Anfor-
derungen an eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung herabsetzen (vgl. § 45b Abs. 8
BNatSchG). Soweit keine auf erneuerbare Energien zugeschnittenen (abschlieBenden) Sonder-
regelungen bestehen, wird die Anwendung des materiellen Zulassungsrechts zugunsten einer
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien liberdies durch die energierechtlichen
Wertungsdirektiven des § 2 EEG 2023 gelenkt. Vergleichbare Regelungen finden sich mittler-
weile auch in Art. 3 Abs. 1 und 2 NotfallvO und Art. 16f EERL.

Die Vorschrift des § 2 EEG 2023 enthalt eine Gewichtungsvorgabe und einen Abwagungsvorrang
zugunsten erneuerbarer Energien. Die in § 2 Satz 1 EEG 2023 enthaltene Gewichtungsvorgabe
legt fest, dass die Errichtung und der Betrieb von Anlagen fiir erneuerbare Energien sowie den
dazugehorigen Nebenanlagen im liberragenden offentlichen Interesse liegen und der offentli-
chen Gesundheit und Sicherheit dienen. Der mit § 2 Satz 2 und 3 EEG 2023 begriindete zeitlich
befristete Abwagungsvorrang gibt vor, dass die erneuerbaren Energien, bis die Stromerzeugung
im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, als vorrangiger Belang in die jeweils durchzu-
fuhrenden Schutzgiiterabwagungen eingebracht werden sollen, wobei dies nicht gegeniiber Be-
langen der Landes- und Biindnisverteidigung gelten soll. Der Abwagungsvorrang eriibrigt dabei
keine umfassende Abwagungsentscheidung im Einzelfall.?” Er hat mit Blick auf die Formulierung
des § 2 Satz 2 EEG 2023 als Sollvorschrift allerdings zur Folge, dass das Interesse am Ausbau der
erneuerbaren Energien?® im Regelfall iiberwiegt und nur in — von der Behorde darzulegenden
und zu beweisenden - atypischen Ausnahmefallen iiberwunden werden kann (sog. Regelvermu-
tung).?® Ein solcher atypischer Ausnahmefall kommt dann in Betracht, wenn besonders hoch-
wertige Belange, wie der Gesundheitsschutz (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) oder der Gewasser- und
Artenschutz (Art. 20a GG), betroffen sind.??° Einfallstor fiir die Anwendung des § 2 EEG 2023 bil-
den dem Rechtsanwender gesetzlich eingeraumte Wertungsspielraume, etwa Beurteilungs-
oder Ermessensspielraume.?” Nicht relevant ist, ob mit dem Spielraum eine Einschrankung der
gerichtlichen Kontrolle einhergeht.??? Die Wertungsdirektiven des § 2 EEG 2023 gelten bei der

27 Sailer/Militz, Das iiberragende o6ffentliche Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023,
Wiirzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 22; Schlacke/Wentzien/Romling,
Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?,
NVwZ 2022, 1577 (1578).

28 Sailer/Militz, Das iiberragende o6ffentliche Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023,
Wiirzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 18 ff.

29 QVG MV, Urt. v. 07.02.2023 - 5 K 171/22 OVG - ZUR 2023, 368 (370); Sailer/Militz, Das iiberragende
offentliche Interesse und die offentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023, Wiirzburger Studien zum
Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 18 ff.; Schlacke/Wentzien/R6mling, Beschleunigung der
Energiewende: Ein gesetzgeberischer Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?, NVvwz 2022, 1577
(1580); kritisch zum Erfordernis einer ,Atypik" Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche Bedeutung des
uiberragenden Interesses an der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen der Erneuerbaren Energien,
DVBL. 2024, 537 (541).

20 Sajler/Militz, Das iiberragende offentliche Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023,
Wiirzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 22.

2 Sailer/Militz, Das iiberragende offentliche Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023,
Wiirzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 23.

22 Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche Bedeutung des liberragenden Interesses an der Errichtung
und dem Betrieb von Anlagen der Erneuerbaren Energien, DVBL. 2024, 537 (540).
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Anwendung samtlichen Bundes- und Landesrechts.?? Eine unzulassige Einmischung in die Lan-
derkompetenzen ist hiermit nicht verbunden, weil § 2 EEG 2023 nur mittelbar Auswirkungen auf
ausschlieBlich der Gesetzgebungskompetenz der Lander unterliegende Regelungsbereich ent-
faltet.?2

Die Wertungsdirektiven des § 2 EEG 2023 wirken demnach bereichsiibergreifend in alle Rechts-
bereiche hinein.??* Sie sind in erster Linie in samtlichen, auch rein ,nachvollziehenden“#® Abwa-
gungsentscheidungen in den Planungs- und Genehmigungsverfahren?’ zu beachten. In der Pra-
xis durften sie sich lberwiegend bei der Genehmigungserteilung auswirken.??® Praktische
Anwendungsfelder ergeben sich hier vor allem im Bauplanungs-, Naturschutz- und Denkmal-
schutzrecht. So ist im Bauplanungsrecht davon auszugehen, dass sich die im AuBenbereich pri-
vilegiert zulassigen Anlangen fiir erneuerbare Energien im Zuge der nach § 35 Abs. 1 BauGB vor-
zunehmenden Abwagung nun regelmaRig gegen andere oOffentliche und private Belangen
durchsetzen werden.? Aber auch die Zulassung nicht-privilegierter Anlagen diirfte sich erleich-
tern, da die hochstrichterliche Rechtsprechung hier gleichfalls eine Abwagung zur Feststellung
einer Betroffenheit offentlicher Belange verlangt,?° in welche die gesetzliche Wertung des
§ 2 EEG 2023 wohl einzustellen ist.2" Im Naturschutzrecht senkt § 2 EEG 2023 insbesondere die
strengen Voraussetzungen fiir eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen nach § 45
Abs. 7 BNatSchG. Hier wird aufgrund der ausdriicklichen Klarstellung, dass der Ausbau der er-
neuerbaren Energien im Interesse der 6ffentlichen Sicherheit liegt, nunmehr stets der Ausnah-
metatbestand des § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG vorliegen. Die Priifung zumutbarer Alterna-
tivstandorte nach § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG diirfte durch die Wertung des § 2 EEG 2023

23 Sailer/Militz, Das iiberragende 6ffentliche Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023,
Wiirzburger Studien zum Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 24.

24 OVG LSA, Beschl. v. 07.03.2024 - 2 M 70/23 -, juris Rn. 46; OVG MV, Urt.v. 07.2.2023 - 5K 171/22 OVG
- ZUR 2023, 368 (369); Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche Bedeutung des iiberragenden
Interesses an der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen der Erneuerbaren Energien, DVBL. 2024,
537 (543); Schlacke/Wentzien/R6mling, Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer
Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?, NVvwZ 2022, 1577 (1579).

25 ygl. BT-Drs. 20/1630, S. 2, 139 zu § 2 EEG 2023; Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche Bedeutung des
tiberragenden Interesses an der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen der Erneuerbaren Energien,
DVBL. 2024, 537 (539) sprechen insoweit von einem ,juristischen Kunstgriff“,

26 Hierzu zahlen etwa Abwagungsentscheidungen nach § 35 Abs. 1 und 2 BauGB, vgl. BVerwG, Beschl. v.
26.06.2014 - 4 B 47/13 -, ZfBR 2014, 773 (774) m.w.N.; Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche
Bedeutung des iiberragenden Interesses an der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen der
Erneuerbaren Energien, DVBL. 2024, 537 (540).

227 7orn, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), § 2 EEG 2023 Rn. 5.

28 S.a. Rechtsprechungsiiberblick zu § 2 EEG 2023 bei Sailer/Militz, Das liberragende 6ffentliche
Interesse und die 6ffentliche Sicherheit nach § 2 EEG 2023, Wiirzburger Studien zum
Umweltenergierecht Nr. 31, 02.11.2023, S. 32 ff.

2 Vgl. Schlacke/Wentzien/R6mling, Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer
Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?, NVvwZ 2022, 1577 (1579).

20 ygl. BVerwG, Beschl. v. 26.06.2014 - 4 B 47/13 -, ZfBR 2014, 773 (774) m.w.N.; Séfker, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, Losebl. (Stand Oktober 2023), § 35 BauGB
Rn. 76.

1 S0 OVG NRW, Urt. v. 16.05.2023 - 7 D 423/21.AK — juris Rn. 54 ff; kritisch Schlacke/Wentzien/R6mling,
Beschleunigung der Energiewende: Ein gesetzgeberischer Paradigmenwechsel durch das Osterpaket?,
NVwZ 2022, 1577 (1579).
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ebenfalls vereinfacht werden.?®? SchliefRlich wird zur Errichtung von Anlagen fiir erneuerbare
Energien an, auf oder in der Umgebung von Kulturdenkmalern, einschlieBlich Denkmalzonen,
vielfach eine denkmalrechtliche Genehmigung nach § 13 Abs.2 Nr.2 Denkmalschutzgesetz
(DSchG) zu erteilen sein, da das Interesse am Ausbau erneuerbarer Energien regelmaRig auch
die liber Art. 40 Abs. 3 LV verfassungsrechtlich geschiitzten Belange des Denkmalschutzes iiber-
wiegen diirfte.? Fiir Solaranlagen wurde dies bereits in einer Verwaltungsvorschrift festgehal-
ten. 4

lll. Ergebnis

Im Zuge der auf europaischer und nationaler Ebene vorangetriebenen Energiewende werden
die Rechtsgrundlagen fiir die Planung und die Genehmigung im Bereich des Ausbaus erneuer-
barer Energien fortlaufend Anderungen unterzogen. Nach wie vor bauen die Rechtsgrundlagen
indes auf dem allgemeinen Planung- und Zulassungsrecht auf, das zur Beschleunigung des Aus-
baus der erneuerbaren Energien zunehmend von umweltenergierechtlichen Vorgaben gepragt
wird. In den einschlagigen Fachgesetzen, insbesondere dem ROG, BauGB und BImSchg, finden
sich daher diverse Sondervorschriften fiir erneuerbare Energien. Diese Sonderregelungen schaf-
fen dabei keinen (vor die Klammer gezogenen) allgemeinen (Teil-)Rechtsrahmen fiir samtliche
Anlagen fiir erneuerbare Energien, sondern fokussieren sich weit liberwiegend auf einzelne Vor-
habentypen, wie Windenergie- oder Solaranlagen. Ob sich dies im Zuge der noch andauernden
Reformen, vor allem der aktuell anstehenden Umsetzung der RED IIl, einschlieBlich der hiermit
begriindeten Pflicht zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten fiir erneuerbare Energie, an-
dern wird, bleibt abzuwarten.

Frage 2: Zustandigkeiten fiir Planungs- und Genehmigungsverfahren
im Bereich des Ausbaus erneuerbarer Energien

Ausgehend von den Rechtsgrundlagen fiir die Planungs- und Genehmigungsverfahren im Be-
reich der erneuerbaren Energien sollen nachfolgend die moglichen Zustandigkeiten fiir die Pla-
nung und Genehmigung von Gebaude-Photovoltaikanlagen (hierzu 1), Freiflachen-Photovoltaik-
anlagen (hierzu ll), Windkraftanlagen (hierzu lll), Biogasanlagen (hierzulv) und
Flusswarmekraftwerken (hierzu V) dargestellt werden.

2 Appel/Pfeuffer, Die planungsrechtliche Bedeutung des liberragenden Interesses an der Errichtung
und dem Betrieb von Anlagen der Erneuerbaren Energien, DVBL. 2024, 537 (542).

23 QVG LSA, Beschl. v. 07.03.2024 - 2 M 70/23 -, juris Rn. 49; OVG MV, Urt. v. 07.2.2023 - 5K 171/22 OVG
- ZUR 2023, 368 (370); VG Koblenz, Urt. v. 05.06.2023 - 1 K 922/22.KO -, juris Rn. 24,

24 MdI, Richtlinie fiir Denkmalbehorden im Hinblick auf die Genehmigung von Solaranlagen an oder auf
Kulturdenkmalern nach § 13 des Denkmalschutzgesetzes, VV 2244, 14.02.2023, MBL. 2023 S. 26
(nachfolgend: VV 2244) Nr. 5.
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I. Gebaude-Photovoltaikanlagen

Die Planung von Gebaude-Photovoltaikanlagen obliegt den Gemeinden, also den kreisfreien
Stadten, den groBen kreisangehorigen Stadte, den verbandsfreien Gemeinden und den Ortsge-
meinden im Wege der Bauleitplanung, das heiBt durch die Aufstellung von Flachennutzungs-
und Bebauungsplanen (vgl. § 1 Abs. 3 Satz 1, § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Fiir Ortsgemeinden wird
die Flachennutzungsplanung durch die jeweilige Verbandsgemeinde wahrgenommen (vgl. § 203
Abs. 2 BauGB i.v.m. § 67 Abs. 2 GemO). Eine Planung durch die regionalen Planungsgemeinschaf-
ten, das Land oder gar den Bund im Wege der Raumordnung kommt mangels liberortlicher Be-
deutung der Gebaude-Photovoltaik nicht in Betracht.

Die Genehmigung von Gebaude-Photovoltaikanlagen fallt in den Aufgabenbereich der Land-
kreise sowie der kreisfreien und groBen kreisangehorigen Stadte. Sachlich zustandig sind die
Kreis- bzw. Stadtverwaltungen als untere Bauaufsichtsbehdrden (vgl. § 58 Abs. 1 Nr. 3, § 60
LBau0). Zu beriicksichtigen ist indes, dass Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an
und auf Dach- und AuRenwandflachen sowie damit verbundene Nutzungsanderungen baulicher
Anlagen weitgehend keiner Genehmigung bediirfen. Etwas anderes gilt nur fiir Anlagen an Hoch-
hausern, im AuRenbereich, sofern die Anlage keinem dort privilegierten Vorhaben dient, oder
an bzw. in der Umgebung von Kultur- und Naturdenkmalern (vgl. § 62 Abs. 1 Nr.2 Buchst. e
LBauO). In letzterem Fall bedarf es neben der Baugenehmigung auch einer denkmalschutzrecht-
lichen Genehmigung der Kreisverwaltung und in kreisfreien Stadten der Stadtverwaltung als un-
tere Denkmalschutzbehorde (vgl. § 24 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 DSchG). Soweit das Vorhaben geneh-
migungsbediirftig ist, ist derzeit ein formliches Baugenehmigungsverfahren durchzufiihren.??
Nach der aktuell geplanten Anderung der LBauO soll kiinftig nur noch ein vereinfachtes Geneh-
migungsverfahren durchzufiihren sein.?%

Il. Freiflachen-Photovoltaikanlagen

Zur Planung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen konnen theoretisch sowohl der Bund, das
Land und die Planungsgemeinschaften im Wege der Raumordnung als auch die Gemeinden im
Wege der Bauleitplanung tatig werden. Der Bund kann etwa unverbindliche Grundsatze in einem
Grundsatzeplan festlegen (vgl. § 17 Abs. 3 ROG), das Land kann planerische Vorgaben im Lan-
desentwicklungsprogramm vorschreiben (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG, § 5 Satz 1 LPIG), die
Planungsgemeinschaften konnen regionale Raumordnungsplane (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
ROG, § 5 Satz 1 LPIG) und die Gemeinden Flachennutzungsplane oder Bebauungsplane aufstel-
len. Der Schwerpunkt der Planung dirfte im Hinblick auf die geplante Sonderregelung fiir So-
larenergiegebiete? kiinftig allerdings bei der kommunalen Flachennutzungsplanung liegen.

25 Jeromin, in: Jeromin, Landesbauordnung Rheinland-Pfalz, 5. Aufl. 2022, § 62 Rn. 44.
26 Vgl, LT-Drs. 18/9534, S. 14, 47 zu § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 LBauO n.F.
27 Vgl. § 249b BauGBRefE; Begr. RefE S. 45 ff.
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Die Genehmigung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen obliegt den Landkreisen sowie den
kreisfreien und groRen kreisangehorigen Stadten durch die Kreis- bzw. Stadtverwaltungen als
untere Bauaufsichtsbehorde (vgl. § 58 Abs. 1 Nr. 3, § 60 LBauO). Auch hier gilt es zu beachten,
dass gebaudeunabhangige Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie mit einer Hohe bis
zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m in Gewerbe- und Industriegebieten genehmigungsfrei
gestellt sind, sofern sie sich nicht an bzw. in der Umgebung von Kultur- und Naturdenkmalern
befinden (vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e LBauO). Zur Genehmigung geniigt ansonsten die Durch-
fiihrung eines vereinfachten Genehmigungsverfahrens (vgl. § 66 Abs. 1 Nr. 10 LBauO). Im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans kann gegebenenfalls ein Freistellungsverfahren durchzu-
fiihren sein (vgl. § 67 Abs. 1 LBauO i.V.m. § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 LBauO). Ab einer bestimmten
GroRRe kann sich im Geltungsbereich eines Bebauungsplans eine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung oder zur Vorpriifung aus §§ 6, 7 UVGP i.V.m. Nr. 18.7, gegebenen-
falls i.v.m. Nr. 18.8 der Anlage 1 zum UVPG ergeben. In Vorranggebieten fiir Solarenergie, bei
deren planerischer Ausweisung eine Strategische Umweltpriifung durchgefiihrt wurde, greift
zurzeit die auf Grundlage des Art. 6 NotfallvO erlassene Ausnahmeregelung des § 14b Abs. 1
UVPG.%#8

lll. Windkraftanlagen

Auch an der Planung von Windkraftanlagen konnen theoretisch samtliche Planungsebenen vom
Bund bis zur Kommune durch die Aufstellung von Raumordnungs- oder Bauleitplanen mitwir-
ken. Im Fokus der Planung steht aufgrund der zur Erreichung der Flachenbeitragswerte des
WindBG mit dem LWindGG festgelegten verbindlichen regionalen Teilflachenziele indessen die
Ausweisung von Windenergiegebieten in regionalen Raumordnungsplane durch die Planungs-
gemeinschaften (vgl. § 3 Abs. 1 WindBG, § 3 Abs. 1 und 2 LWindBGG).

Die Genehmigung von Windkraftanlagen erfolgt je nach Art und Umfang der Anlage entweder
durch die Struktur- und Genehmigungsdirektionen des Landes als obere Immissionsschutzbe-
horden (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 ImSchZuVO i.V.m. Lfd. Nr. 1.1.1 Nr. 1 der Anlage zur ImSchZuVvO)
oder die Kreis- bzw. Stadtverwaltungen der Landkreise bzw. kreisfreien oder groBen kreisange-
horigen Stadte als untere Bauaufsichtsbehorden (vgl. § 58 Abs. 1 Nr. 3, § 60 LBauO). MaRgeblich
flir die Abgrenzung ist, ob das Vorhaben immissionsschutzrechtlich oder lediglich baurechtlich
genehmigungsbediirftig ist. Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist erforderlich,
wenn das Vorhaben in Anhang 1 zur 4. BImSchV gelistet ist. Hierzu zahlen Windkraftanlagen mit
einer Gesamthohe von mehr als 50 m (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 der 4. BImSchV i.v.m. Nr. 1.6 An-
hang 1 zur 4. BImSchV). Dabei bedarf es eines formlichen Genehmigungsverfahren, wenn das
Vorhaben 20 oder mehr Anlagen erfasst, im Ubrigen geniigt ein einfaches Genehmigungsverfah-
ren, sofern das Vorhaben (auch nach einer unter Umstanden vorzunehmenden Vorpriifung)
nicht der Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung unterliegt (vgl. § 2

8 Baars, Genehmigungsrechtliche Grundlagen von Photovoltaik im Auenbereich, NVwZ 2023, 1857
(1863).
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Abs. 1 der 4. BImSchVi.V.m.Nrn. 1.6.1 und 1.6.2 Anhang 1 zur 4. BImSchV). Eine Pflicht zur Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung kann bei Windfarmen nach §§ 6, 7 UVGP i.V.m.
Nr. 1.6. der Anlage 1 zum UVPG bestehen. Gerade in Windenergiegebieten werden Vorhaben je-
doch vielfach nach § 6 WindBG von der Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeits-
prifung befreit sein. Soweit keine immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht besteht, ist
fiir das Vorhaben allenfalls eine Baugenehmigung einzuholen. Kleinwindenergieanlagen sind bis
zu einer Gesamthohe von 10 m (auf Dachern bis zu 2 m) in Gewerbe- und Industriegebieten so-
wie im AuRenbereich, wenn sie einem dort privilegiert zulassigen Vorhaben dienen, genehmi-
gungsfrei, sofern sie sich nicht an oder in der Umgebung von Kultur- und Naturdenkmalern be-
finden (vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. f, § 66 Abs. 3 Satz 4 und 5 LBauO). Bei Windenergieanlagen
bis zu einer Gesamthohe von 50 m wird bei Vorlage von Erklarungen einer oder eines Priifsach-
verstandigen fiir Standsicherheit zum Nachweis unter anderem des Vorliegens der erforderli-
chen bautechnischen Unterlagen zumeist ein vereinfachtes, im Ubrigen derzeit noch ein formli-
ches Genehmigungsverfahren durchzufiihren sein (vgl. § 66 Abs. 3 LBauO). Kiinftig soll auch hier
generell nur noch das vereinfachte Verfahren greifen.?*

IV. Biogasanlagen

Die Planung von Biogasanlagen diirfte, auch wenn hier dem Grunde nach ebenfalls samtliche
Planungsebenen im Wege der Raumordnung und der Bauleitplanung agieren konnten, praktisch
hauptsachlich den Gemeinden im Rahmen ihrer Bauleitplanung obliegen. Zur Standortsteue-
rung von im AulRenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB privilegiert zulassigen Biogasanlagen
konnen die Gemeinden auf eine Konzentrationszonenplanung in Flachennutzungsplanen nach
§ 35 Abs.3 Satz3 BauGB zuriickgreifen.?*® Fiir sonstige Biogasanlagen, die nach § 35
Abs. 2 BauGB zu beurteilen sind, bedarf es der Aufstellung (vorhabenbezogener) Bebauungs-
plane.?

Fiir die Genehmigung von Biogasanlagen sind abhangig von Art und Umfang der Anlage entwe-
der die Struktur- und Genehmigungsdirektionen des Landes als obere Immissionsschutzbehor-
den (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 ImSchZuVO i.V.m. Lfd. Nr. 1.1.1 Nr. 1 der Anlage zur ImSchZuVO) oder
die Kreis- bzw. Stadtverwaltungen der Landkreise bzw. kreisfreien oder groRen kreisangehori-
gen Stadte als untere Immissionsschutzbehorde (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 ImSchZuVO i.v.m. Lfd.
Nr. 1.1.1 Nr. 4 und 5 der Anlage zur ImSchZuVO) bzw. als untere Bauaufsichtsbehorden (vgl. § 58
Abs. 1 Nr. 3, § 60 LBauO) zustandig. Entscheidend ist, ob und falls ja nach welcher Nr. des An-
hangs 1 zur 4. BImSchV das Vorhaben immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig ist. An-
lagen zur biologischen Behandlung von nicht gefahrlichen Abfallen oder Giille bediirfen nach

29 Vgl. LT-Drs. 18/9534, S. 14 f., 47 f. zu § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11, Abs. 3 LBauO n.F.

20 NdsOVG, Urt. v. 20.02.2014 - 1 KN 75/11 -, juris Rn. 20 ff.; Otto, Zulassung und planerische Steuerung
von Biomasseanlagen unter besonderer Beriicksichtigung der Klimaschutznovelle des
Baugesetzbuch, ZfBR 2011, 735 (737 f.).

21 Séfker, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl (Stand Januar 2024), XIV B2 EnPlanR Rn. 130; Otto,
Zulassung und planerische Steuerung von Biomasseanlagen unter besonderer Beriicksichtigung der
Klimaschutznovelle des Baugesetzbuch, ZfBR 2011, 735 (738 f.).
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§ 1 Abs. 1Satz 1, § 2 Abs. 2 der 4. BImSchV i.V.m. Nrn. 8.6.2 und 8.6.3 Anhang 1 zur 4. BImSchV je
nach Durchsatzkapazitat einer im vereinfachten oder im formlichen Verfahren zu erteilenden
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung durch die Struktur- und Genehmigungsdirektionen
(vgl. Lfd. Nr. 1.1.1 Nr. 1 der Anlage zur ImSchZuVO). Zu beachten ist, dass Biogasanlagen auch
unterhalb der genannten Durchsatzkapazitaten genehmigungspflichtig sein konnen, etwa wenn
sie als Nebeneinrichtung zu einer nach dem BImSchG genehmigungsbediirftigen Anlage, bei-
spielsweise einer Massentierhaltungsanlage?*? oder eines Blockheizkraftwerks, betrieben wer-
den sollen (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV).23 Fiir nicht von Nr. 8.6 erfasste Anlagen zur
Erzeugung von Biogas mit einer Produktionskapazitat von 1,2 Mio. Nm?3 je Jahr Rohgas oder mehr
oder Anlagen zur Aufbereitung von Biogas mit einer Verarbeitungskapazitat von 1,2 Mio. Nm? je
Jahr Rohgas oder mehr ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 2 der 4. BImSchV i.V.m. Nr. 1.15 und
1.16 Anhang 1 zur 4. BImSchV regelmaRig ein immissionsschutzrechtliches vereinfachtes Ver-
fahren bei der Kreis- oder Stadtverwaltung durchzufiihren. Biogasanlagen unterliegen nicht von
vornherein einer Umweltvertraglichkeitsprifungspflicht. Unter Umstanden kann aber eine Vor-
prifung nach § 7 UVPG i.V.m. Nrn. 1.11 und 8.4 Anlage 1 zum UVPG durchzufiihren sein. Soweit
keine immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht besteht, wie bei untergeordneten Bio-
gasanlagen im Rahmen landwirtschaftlicher Betriebe, ist lediglich ein formliches Baugenehmi-
gungsverfahren bei den Kreis- bzw. Stadtverwaltungen durchzufiihren.

X. Flusswarmekraftwerke

GleichermaRen diirfte auch die Planung von Flusswarmekraftwerken, trotz an sich auf samtli-
chen Planungsebenen bestehender Handlungsspielraume, liberwiegend in der Verantwortung
der Gemeinden liegen, denen auch hier die Moglichkeit einer Standortsteuerung liber eine Kon-
zentrationszonenplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB offensteht.

Zustandig fiir die Genehmigung von Flusswarmekraftwerken sind, wenn die Errichtung mit einem
Gewasserausbau im Sinne des § 67 Abs. 2 Satz 1 WHG verbunden ist, die Struktur- und Geneh-
migungsdirektionen des Landes als obere Wasserbehorde bei Gewassern erster und zweiter
Ordnung oder Stauanlagen an einem Gewassern dritter Ordnung (vgl. § 69 Nr. 1, § 92 Nr. 2 LWG),
im Ubrigen die Kreis- bzw. Stadtverwaltungen der Landkreise bzw. kreisfreien Stadte als untere
Wasserbehdrde (vgl. § 69 Nr. 2, § 92 Nr. 1 Satz 1 LWG). Zur Genehmigung bedarf es der Durch-
filhrung eines Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahrens (vgl. § 68 Abs.1 und 2
WHG).2** Die insoweit zustandige Behorde hat zugleich liber die zum Betrieb des Wasserkraft-
werks erforderliche Erlaubnis oder Bewilligung der Gewasserbenutzung nach §§ 8, 9 WHG zu
entscheiden (vgl. § 19 WHG).2*> Bedarf es zur Errichtung des Flusswarmekraftwerks keines Ge-
wasserausbaus geniigt eine Erlaubnis oder Bewilligung der Gewasserbenutzung nach §§ 8, 9

22 S a3, BVerwG, Beschl. v. 29. 12.2010 -7 B 6/10 - NVwZ 2011, 429 (430 f.) Rn. 18 ff.

23 Vgl. Jarass, in: Jarass, BImSchG, 14. Aufl. 2022, § 4 BImSchG Rn. 67 ff.

24 Fischerauer, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), § 40 EEG 2017 Rn. 20.
%5 Fischerauer, in: Theobald/Kiihling, Energierecht, Losebl. (Stand Januar 2024), § 40 EEG 2017 Rn. 21.
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WHG durch die zustandigen Struktur- und Genehmigungsdirektionen des Landes als obere Was-
serbehorde (vgl. § 19 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, § 92 Nr. 2 LWG). In der Regel wird zumindest eine
Vorpriifung, bei Stauwerken ab einer bestimmten GroRe auch unmittelbar eine Umweltvertrag-

lichkeitspriifung durchzufiihren sein (vgl. §§ 6, 7 UVPG i.v.m. Nrn. 13.6 und 13.14 Anlage 1 zum
UVPG).

Wissenschaftlicher Dienst

46



	A. Auftrag
	B. Stellungnahme
	Frage 1: Rechtsgrundlagen für Planungs- und Genehmigungsverfahren im Bereich des Ausbaus erneuerbarer Energien
	I. Planung von Anlagen für erneuerbare Energien
	1. Raumbezogene Gesamtplanung
	a. Raumordnung
	aa. Raumordnungspläne der Länder als zentrales Planungsinstrument
	bb. Arten von Raumordnungsplänen
	cc. Anforderungen an eine rechtmäßige Aufstellung der Raumordnungspläne
	dd. Bindungswirkung der Raumordnungspläne
	ee. Standortplanung durch Gebietsfestlegungen

	b. Bauleitplanung
	aa. Kommunale Bauleitpläne als zentrales Planungsinstrument
	bb. Arten von Bauleitplänen
	cc. Anforderungen an eine rechtmäßige Aufstellung der Bauleitpläne
	dd. Gestaltungsmöglichkeiten zur Standortplanung

	c. Das planungsrechtliche Abwägungsgebot

	2. Umweltenergierechtliche Lenkung der raumbezogenen Gesamtplanung am Beispiel der Windenergie
	a. Scheitern der Konzentrationszonenplanung der Windenergienutzung
	b. Sonderregime für Windenergieanlagen


	II. Genehmigung von Anlagen für erneuerbare Energien
	1. Grundzüge der fachrechtlichen Genehmigungsverfahren
	a. Genehmigungsbedürftigkeit
	b. Arten von Genehmigungsverfahren
	c. Konkurrenz paralleler Genehmigungen

	2. Besonderheiten bei Anlagen für erneuerbare Energien
	a. Formelle Vereinfachungen des Zulassungsrechts
	aa. Gebietsbezogene Ausnahmen von Umweltprüfpflichten nach Art. 6 NotfallVO
	bb. Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nach Art. 15c EERL

	b. Materielle Vereinfachungen des Zulassungsrechts, insbesondere § 2 EEG 2023


	III. Ergebnis

	Frage 2: Zuständigkeiten für Planungs- und Genehmigungsverfahren im Bereich des Ausbaus erneuerbarer Energien
	I. Gebäude-Photovoltaikanlagen
	II. Freiflächen-Photovoltaikanlagen
	III. Windkraftanlagen
	IV. Biogasanlagen
	X. Flusswärmekraftwerke


